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     Die Krim in Zeiten des Umbruchs, 1920 - 2014 

      Vom Beginn der Sowjetherrschaft bis zur Rückkehr nach Russland                                      

                    
 

Die Revolutionen des Jahres 1917 in Petrograd und der folgende russische 

Bürgerkrieg fanden auch auf der Krim ihren Widerhall. Auf der Halbinsel 

wurden Arbeiter- und Bauernräte gebildet. Gleichzeitig traten die Krimtataren 

als nationale Bewegung öffentlich in Erscheinung. Im Jahre 1917 betrug deren 

Anteil an der Gesamtbevölkerung von rund 750.000 Menschen 28,7%, die 

Russen stellten 41,2%, die Ukrainer nur 8,6%.
1
 Die bolschewistische Oktober ï 

Revolution fand allein unter den Angehºrigen der in Sewastopoló beheimateten 

Kriegsflotte breite Zustimmung, unter den Bewohnern der Peninsula hinterließ 

der Umsturz dagegen ein geteiltes Echo. Ende 1917 brach auch dort der 

Bürgerkrieg aus.  

 

In den folgenden Jahren versuchten verschiedene politische Lager, ihre 

Vorstellungen über die Zukunft der Halbinsel bzw. des ganzen Landes 

durchzusetzen: Die Krimtürken wollten ihre nationale Eigenständigkeit 

wiedererlangen, die ihnen mit der russischen Annexion im Jahre 1783 

genommen worden war. Die Bolschewiken kämpften für eine Sowjetrepublik, 

andere f¿r die Idee eines Ăeinigen und unteilbarenñ Russland. Zu den Wirren der 

Zeit gehörte, dass sich nacheinander deutsche und alliierte Truppen 

vorübergehend als Besatzungsmacht auf der Krim aufhielten.  

 

  

 

                                                 
1
 Vgl. Naselenije Kryma i Sewastopolja: ļislennostó, nacionalônyj sostaw [Bevölkerung der 

Krim und von Sewastopoló: Anzahl, nationale Zusammensetzung], S. 5. www.statdata.ru 
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                                   Die neue Welt der Bolschewiken                                                                        

 

 

Im November 1920 gelang es den Bolschewiken, die Weiße Armee auf der 

Krim zu schlagen und damit den Russischen Bürgerkrieg auf dem europäischen 

Kontinent siegreich zu beenden. Nachdem der Versuch, die Sowjetherrschaft auf 

der Halbinsel zu etablieren, zuvor zweimal gescheitert war, wurde sie nun 

dauerhaft errichtet.
2
 Das gesamte Territorium der Krim erhielt im Oktober 1921 

den Status einer Autonomen Sozialistischen Sowjetrepublik (ASSR)
3
 innerhalb 

der Russischen Sowjetrepublik.
4
 Die ASSR war nach Maßgabe der Leninôschen 

Nationalitätenpolitik kleineren nichtrussischen Völkern vorbehalten, die in 

einem kompakten Siedlungsgebiet lebten.
5
 Sie sollte die staatsrechtliche 

Grundlage für begrenzte Autonomierechte und Mitwirkungsmöglichkeiten auf 

zentralstaatlicher Ebene sowie für die ethnische und kulturelle Konsolidierung 

dieser Sowjetvölker sein. Die autonomen Sowjetorgane ï Gerichte, 

Verwaltungen, Parteigliederungen etc. ï waren den Möglichkeiten entsprechend 

mit Vertretern der einheimischen Ethnie zu besetzen, die Sprache und 

Lebensweise der ansässigen Bevölkerung kannten.
6
 Folglich waren Träger der 

Autonomie die muslimischen (sunnitischen) Krimtataren.
7
   

                                                 
2
 Vgl. zum Ganzen, aus krimtatarischer Perspektive, Kērēmal, Edige: Der nationale Kampf der 

Krimtürken, 1900-1950. Amsterdam 1970, S. 33ff. 
3
 Das Autonomiegebiet wurde entgegen der üblichen Praxis nicht nach einer Titularnation 

benannt. Zunächst lautete seine offizielle Bezeichnung ĂKrymskaja Awtonomnaja 

Socialistiļeskaja Sowetskaja Respublikañ [Autonome Sozialistische Sowjetrepublik Krim], ab 

Dezember 1936 hieß es ĂKrymskaja Awtonomnaja Sowetskaja Socialistiļeskaja Respublikañ 

[Autonome Sowjetische Sozialistische Republik Krim]. Politisch war die Umformulierung 

ohne Bedeutung.  
4
 Ende Dezember 1922 ist die Sowjetunion gegründet worden, durch Vertrag zwischen der 

Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik, der Ukrainischen Sozialistischen 

Sowjetrepublik, der Weißrussischen Sozialistischen Sowjetrepublik und der 

Transkaukasischen Föderativen Sozialistischen Sowjetrepublik. 
5 Im Sowjetföderalismus existierten Autonome Sowjetrepubliken innerhalb der Russischen 

Sowjetrepublik und anderer Sowjetrepubliken als nachgeordnete national-staatliche Subjekte, 

eine Rangstufe tiefer standen die Autonomen Gebiete.                  
6
 Vgl. Simon, Gerhard: Nationalismus und Nationalitätenpolitik in der Sowjetunion. Von der 

totalitären Diktatur zur nachstalinschen Gesellschaft. Baden-Baden 1986, S. 38f.  
7
 Im Osten Europas und in Westsibirien leben verschiedene tatarische Volksgruppen. Sie sind 

wie die Krimtataren Nachfahren der mongolisch-tatarischen Eroberer, die im 13. Jahrhundert 

westwärts nach Europa vordrangen und nördlich des Schwarzen Meeres und des Kaspischen 

Meeres das Reich der Goldenen Horde errichteten. In der Auflösungsphase der Horde 

entstanden dort im 15. Jahrhundert mehrere tatarische Khanate, die sukzessive unter 

zaristische Herrschaft kamen. Mit der Einverleibung des Khanats der Krimtataren 1793 durch 

Katharina II. war dieser Prozess abgeschlossen (vgl. Mark, Rudolf: Die Völker der 

ehemaligen Sowjetunion. Die Nationalitäten der GUS, Georgiens und der baltischen Staaten. 

Ein Lexikon, 2. Aufl. Opladen 1992, S. 147f.; Müller, Michael G.: Tataren, in: Torke, Hans-

Joachim (Hrsg.), Lexikon der Geschichte Russlands. Von den Anfängen bis zur 

Oktoberrevolution. München 1985, S. 377ff. 
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Die neue Nationalitätenpolitik
8
 eröffnete den nichtrussischen Sowjetvölkern in 

den 1920er Jahren zunächst positive Perspektiven, es brach eine Zeit der 

nationalen Emanzipation und Förderung an. Auf der Krim etwa kamen der 

Vorsitzende der Autonomie-Regierung und einige Minister (Kommissare) aus 

den Reihen der Krimtataren, die nun auch in den Verwaltungs- und Justizdienst 

eintraten. Ihre Sprache erhielt gleich dem Russischen den Rang einer 

Amtssprache.
9
 In den Schulen bestand Anspruch auf Unterricht in der 

Muttersprache, auch für kleinere ethnische Minderheiten.
10

 Das ehrgeizige 

Programm glich einer Herkulesaufgabe und war nur schwer umzusetzen, da es 

an Personal und am erforderlichen Lehrmaterial in den Schulen fehlte. 

 

Bei aller Pflege der nationalen Sprachen standen die verwendeten Schriftzeichen 

in vielen Fällen zur Disposition. Davon betroffen waren vor allem die 

muslimischen Sowjetvölker, so auch die Krimtataren. Das Krimtatarische, 

ursprünglich arabisch geschrieben, wurde ab Mitte der 1920er Jahre in 

lateinischen (die Schrift der nahenden Weltrevolution!) und seit 1938 in 

kyrillischen Lettern zu Papier gebracht.
11

 Man scheute offensichtlich nicht den 

Aufwand und die gesellschaftlichen Kosten solcher Reformen. Mit jeder 

Umstellung mussten Schreib- und Druckmaschinen, Schulbücher und vieles 

mehr ersetzt werden. Zweimal binnen kurzer Zeit wurden viele Menschen, auf 

der Krim und anderenorts, in die Rolle von Analphabeten versetzt. 

 

Politisch stand die eingeführte Autonomie von Anbeginn unter dem Vorbehalt, 

dass die hierarchisch aufgebaute, zentralistisch geführte Kommunistische Partei 

jede Entscheidung an sich ziehen konnte. Dennoch blieb für einige Jahre ein 

gewisser Handlungsspielraum Ăvor Ortñ, wobei mitunter informelle Strukturen 

den politischen Einfluss auch nichtkommunistischer Kräfte sicherten.
12

 Die 

                                                 
8
 Ihre weitreichenden Vorstellungen zur ethnisch-nationalen Entfaltung mussten aus der 

ideologischen Perspektive eigentlich als ein ĂSchritt zur¿ckñ angesehen werden. F¿r die 

Bolschewiken war die Überwindung der nationalen Unterschiede und die Verschmelzung 

aller Völker ein gesetzmäßiger historischer Prozess. Von der Überzeugung hatten sie sich 

auch nicht verabschiedet. Die Offerte war nur als zeitlich befristetes Zugeständnis gedacht, 

das den Zweck verfolgte, die nichtrussischen Völker nach den Erfahrungen mit dem 

zaristischen Reich für das bolschewistische Russland zu gewinnen.   
9
 Vgl. Kērēmal (Anm. 2), S. 288f. 

10
 Vgl. Kondratjuk, G.N.: Nacionalônaja politika w Krymskoj ASSR (1920ï1930-e gody) 

[Nationalitätenpolitik in der ASSR der Krim (1920ï1930er Jahre)], in: Jurasow, A.W.: Krym: 

problemy istorii. Sbornik statej. Moskwa 2016, S. 233f.      
11

 Vgl. Kērēmal (Anm. 2), S. 298f.  

Das Krimtatarische ist seit dem 18. Jahrhundert Literatursprache. 
12

 Kērēmal (Anm. 2) schreibt zur damaligen Rolle der muslimischen Milli Fērka, einer 1917 

gegründeten, nach territorialer Autonomie strebenden nichtkommunistischen Partei der 

Krimtataren: ĂSie bestand in den Jahren 1920ï1927 als illegale Untergrundorganisation und 

lenkte unsichtbar, jedoch energisch, das politische, nationale und kulturelle Leben der 
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Phase der Neuen Ökonomischen Politik (NEP), die Anfang 1921 begann und 

mit der sich die Bolschewiken von der Politik des Kriegskommunismus 

verabschiedeten, führte zur Steigerung der landwirtschaftlichen und industriellen 

Produktion und damit zur Verbesserung der allgemeinen Lebenssituation. Aber 

schon zu Beginn der 1920er Jahre hatte Josef W. Stalin mit der Losung Ănational 

in der Form, sozialistisch im Inhaltñ Signale gesetzt, die erkennen lieÇen, dass 

sich die Verhältnisse bald ändern würden. Mit der Entscheidung der 

Kommunistischen Partei von Ende 1927, eine radikale Kollektivierung der 

Landwirtschaft und eine forcierte Industrialisierung des Landes durchzuführen, 

kam auch die NEP-Periode an ihr Ende. Zudem wurden jetzt die ohnehin 

beschränkten Autonomierechte im ganzen Land abgebaut. Die ĂBl¿tezeit 

nationaler Selbstbestimmungñ war Anfang 1928 de facto beendet.
13

 Politisch 

nunmehr gänzlich bevormundet von der Partei stand der Aufbau des Sozialismus 

auf dem Programm, letztlich sollte nur die staatsrechtliche Konstruktion der 

ASSR als formales Symbol von Autonomie übrig bleiben.   

 

Nach dem richtungweisenden Votum der Partei bestimmte Stalin allein die 

sowjetische Politik, seine Diktatur überzog das ganze Land. Er zeichnete 

verantwortlich für den Personenkult, für gravierende politische 

Fehlentscheidungen, für blutige Säuberungen in der Kommunistischen Partei 

und staatlichen Terror gegen die eigene Bevölkerung. Von den Exzessen unter 

seiner Herrschaft ist die Krim nicht verschont geblieben. Gravierende Folgen 

sollte seine Landwirtschaftspolitik haben. Die Kollektivierung hat wesentlich zu 

der großen Hungersnot in den Jahren 1932/33 beigetragen, die in weiten 

Landstrichen der Sowjetunion wütete und der Millionen Menschen zum Opfer 

fielen.
14

 Die Krim war von der Katastrophe weniger betroffen, ein Zentrum des 

Hungers lag in der nördlichen Ukraine, in den Gebieten um Kiew und Charkiw 

(russisch: Charkow).
15

 

      

Der Tradition aus der zaristischen Zeit folgend blieb die Halbinsel in der 

Sowjetzeit ein Ort der Genesung und Erholung. Die Kommunisten haben die 

                                                                                                                                                         

Krimtürken. Viele ihrer Mitglieder und Mitläufer befanden sich gleichzeitig in den Reihen der 

Kommunistischen Partei, bekleideten Posten in der Regierung, im Justiz- und 

Verwaltungswesenñ (S. 290).  
13

 Vgl. Kērēmal (Anm. 2), S. 292.  
14

 Genaue Angaben über die Zahl der Hungertoten sind nicht verfügbar ï auch nicht für das 

überschaubare Gebiet der Krim ï und werden es auch nie sein. Nikolaus Katzer nennt als 

Richtgröße die Zahl von 3,8 Millionen Toten für die Jahre 1932/33 in der ganzen 

Sowjetunion. Er vermutet allerdings, dass die Schätzung angesichts neuerer Untersuchungen 

nach oben korrigiert werden müsse (Brot und Herrschaft. Die Hungersnot in der RSFSR, in: 

Osteuropa, Jg. 54, H. 12, 2004, S. 96). Andere gehen von bis zu sieben Millionen Hungertoten 

aus (vgl. Hildermeier, Manfred: Geschichte der Sowjetunion 1917-1991. Entstehung und 

Niedergang des ersten sozialistischen Staates. München 1998, S. 400f.).  
15

 Vgl. Mark, Rudolf A./ Simon, Gerhard: Die Hungersnot in der Ukraine und anderen 

Regionen der Sowjetunion 1932 und 1933, in: Osteuropa, Jg. 54, H. 12, 2004, S. 8f.  
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prächtigen Villen und Schlösser der russischen Aristokratie beschlagnahmt und 

für die werktätige Bevölkerung geöffnet.
16

 Es wurden neue Sanatorien, 

Urlaubseinrichtungen, Jugend- und Kinderheime gebaut. Immer mehr 

Sowjetbürger kamen als Gäste in das ĂAllunionssanatoriumñ. Die politische 

Elite dagegen zog zu Stalins Zeiten die Kaukasusregion vor, wo zahlreiche 

Ăbesondere Objekteñ errichtet worden sind. 

 

Die sowjetische Industrialisierungspolitik veränderte das Leben auch auf der 

Krim. Dort wurden Fabrikanlagen für den Maschinenbau errichtet, und es 

entstanden Werke der metallurgischen und der chemischen Industrie. Man hat 

ein großes Hüttenwerk aus dem Boden gestampft, wo in den Jahren vor dem 

Zweiten Weltkrieg bis zu 20.000 Menschen Beschäftigung fanden. Und 

Sewastopoló erhielt zunehmende Bedeutung als Standort für die 

Rüstungswirtschaft, die Stadt wurde neben Leningrad und dem ukrainischen 

Mykolajiw (russisch: Nikolajew) ein Zentrum für den Bau von Kriegsschiffen.
17

 

Die Sozialstruktur der Halbinsel veränderte sich entsprechend,
18

 und die Zahl 

der dort lebenden Menschen nahm in dieser Zeit deutlich zu. Der Statistik nach 

waren es im Jahre 1939 schon knapp 1,13 Millionen, rund die Hälfte von ihnen 

waren Russen, gefolgt von Krimtataren und Ukrainern. Juden und Deutsche 

waren unter den kleinen nationalen Minderheiten am stärksten vertreten.
19

 

Multiethnizität hat auf der Peninsula eine lange Geschichte. 

      

Die Krim ist in den 1930er Jahren nicht nur Ăsowjetischerñ, sondern mental und 

kulturell auch Ărussischerñ geworden. Letzteres lag nicht nur an der großen und 

wachsenden Zahl der dort lebenden Russen. Einige Bedeutung hatte die damals 

von Stalin betriebene Russifizierungspolitik, die flächendeckend die ganze 

Sowjetunion erfasste. Das russische Volk wurde gegenüber den anderen 

Sowjetvölkern hervorgehoben, seine Sprache und Kultur in den Vordergrund 

gestellt.
20

 Russisch-Sein sollte zum Maßstab in der ganzen Sowjetunion werden. 

Im Bildungswesen manifestierte sich die neue Politik vor allem darin, dass 

gegen Ende des Jahrzehnts überall in der Union Russisch als Pflichtfach an den 

                                                 
16

 Vgl. Obst, Erich: Russische Skizzen. Berlin 1925, S. 109. 
17

 Vgl. Kunz, Norbert: Die Krim unter deutscher Herrschaft (1941ï1944). 

Germanisierungsutopie und Besatzungsrealität. Darmstadt 2005, S. 39.                      
18

 Die Industrialisierungsprozesse haben die Sozialstruktur der ganzen Sowjetunion deutlich 

verändert. Im Jahre 1926 lebten 17,9% der sowjetischen Gesamtbevölkerung in Städten und 

industriellen Siedlungen, 1939 waren es 32,9% (vgl. Lorenz, Richard: Sozialgeschichte der 

Sowjetunion I, 1917-1945, 3. Aufl. Frankfurt am Main 1976, S. 237). 
19

 Vgl. Naselenije Kryma i Sewastopolja (Anm. 1), S. 5.  
20

 In der Prawda, Zentralorgan der Kommunistischen Partei, erschien im Januar 1937 ein 

Beitrag, in dem es in der schwulstigen Sprache der Zeit hieß: ĂErstarkt ist das unverbr¿chliche 

und heilige (swjaġļennyj) Gef¿hl der Freundschaft, der Liebe und der Dankbarkeit aller 

Völker der Union gegenüber dem Ersten unter Gleichen ï gegenüber dem russischen Volk, 

seiner Sprache und Kulturñ (Welikij russkij narod [Das große russische Volk], in: Prawda, 15. 

01. 1937, S. 1).  
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nichtrussischen allgemeinbildenden Schulen eingeführt wurde.
21

 Die Leninôsche 

Nationalitätenpolitik trat völlig in den Hintergrund, offiziell ist sie jedoch nie für 

beendet erklärt worden.  

 

 

 

                               Eine Heimstätte für sowjetische Juden 

  

 

Mitte der 1920 Jahre lebten der Statistik nach rund 147 Millionen Menschen in 

der Sowjetunion, etwa 2,6 Millionen von ihnen waren Juden. Sie waren weit 

überproportional in der Bildungsschicht vertreten, lebten verstreut und 

vornehmlich in einem urbanen Umfeld. Um so überraschender musste es 

erscheinen, dass in dieser Zeit Planungen Gestalt annahmen, jüdische 

Sowjetbürger aus verschiedenen Gebieten des Landes auf der Krim als Bauern 

anzusiedeln.
22

 Weitergehende Vorstellungen sahen die Gründung eines 

jüdischen Autonomiegebiets oder gar einer Sowjetrepublik auf der Halbinsel 

vor,
23

 freilich als Bestandteil der Sowjetunion. Innerhalb der Kommunistischen 

Partei gab es zu dem ganzen Vorhaben offenbar unterschiedliche Positionen. Als 

Ăzionistischñ oder Ănationalbolschewistischñ wurde es von seinen Kritikern 

gebrandmarkt,
24

 während andere Genossen die Idee unterstützten. Zu den 

Befürwortern zählte auch Georgi W. Tschitscherin, Volkskommissar für 

Äußeres und führender Parteifunktionär. Er stellte öffentlich klar, dass nur 

solche Flächen für die Ansiedlung von Juden in Frage kämen, auf die ansässige 

Bauern keinen Anspruch erheben würden.
25

  

 

Schließlich hat man im nördlichen Teil der Halbinsel kostenlos freie Flächen für 

die landwirtschaftliche Nutzung zur Verfügung gestellt. Dabei ist diese Gegend 

für den Zweck weniger geeignet, weil die jährlichen Niederschlagsmengen 

relativ gering sind. Beginnend 1925 ließen sich innerhalb von drei Jahren nach 

den Angaben von Kuchenbecker etwa 2.250 jüdische Familien dort nieder,
26

 so 

                                                 
21

 Vgl. Simon (Anm. 6), S. 175. 
22

 Entsprechende Ansiedlungsprogramme gab es auch für die Ukraine und Weißrussland.  
23

 Vgl. Kuchenbecker, Antje: Zionismus ohne Zion. Birobidģan: Idee und Geschichte eines 

jüdischen Staates in Sowjet-Fernost. Berlin 2000, S. 102ff. 
24

 Es hat auch in zionistischen Kreisen Kritik und Widerspruch provoziert, dass auf der 

sowjetischen Krim, außerhalb Palästinas, ein jüdisches landwirtschaftliches Siedlungsprojekt 

verwirklicht werden sollte. Salomon Goldelman etwa sprach vom ĂIdeal des Palªstinaaufbaus 

als der einzig mºglichen Lºsung des Judenproblems.ñ Nach seiner Auffassung ging es den 

Kommunisten darum, Ădurch die Aufstellung eines mit dem Zionismus konkurrierenden 

Unternehmens das Palªstinawerk zu schwªchenñ (Löst der Kommunismus die Judenfrage? 

Rote Assimilation und Sowjet-Zionismus. Praha 1937, S. 154).     
25

 Vgl. Kuchenbecker (Anm. 23), S. 105. 
26

 Vgl. Kuchenbecker (Anm. 23), S. 93.     
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entstanden zwei jüdische Rayons. Romantische Vorstellungen von der Krim 

mögen manchem die Entscheidung für die neue Heimat erleichtert haben. Zur 

Finanzierung des ganzen Projekts haben jüdische Hilfsorganisationen aus dem 

Ausland einen erheblichen Beitrag geleistet. Dank ihrer Hilfe kamen nicht nur 

moderne Maschinen und agrotechnisches Fachwissen sondern auch dringend 

benötigte Devisen ins Land. Dessen ungeachtet wartete auf die in der 

Landwirtschaft ungeübten Neusiedler ein harter Alltag. Die allgemeinen 

Existenz- und Arbeitsbedingungen, die sie vorfanden, waren insgesamt 

unzureichend. Hinzu traten starke Widerstände auf Seiten der Krimtataren sowie 

der einheimischen Russen und Ukrainer, dabei spielten 

Tatarisierungsbestrebungen
27

 und Antisemitismus eine nicht unwesentliche 

Rolle. Angesichts der Verhältnisse am Ort ist ein Teil der zugezogenen Juden 

schon nach kurzer Zeit in die alte Heimat zurückkehrt.   

 
Eine entscheidende Wendung erfuhr das Krim-Projekt im März 1928 mit dem 

Beschluss der sowjetischen Führung, ein kaum bewohntes Gebiet im Fernen 

Osten der Sowjetunion, westlich der Großstadt Chabarowsk, für die jüdische 

Landansiedlung zu reservieren. Gleichzeitig hat man bei erfolgreicher 

Ansiedlung die Schaffung einer jüdischen autonomen Einheit in dem entlegenen 

Winkel, über 8.000 Km von Moskau entfernt, in Aussicht gestellt. 

Migrationszwang haben die Bolschewiken offenbar nicht ausgeübt. Der Zuzug 

von Juden nach Birobidģan hielt sich daher in engen Grenzen, und mancher der 

Neusiedler hat den unwirtlichen Landstrich bald wieder verlassen.
28

 Im Mai 

1934 war es dann so weit, das Autonome Gebiet Birobidģan wurde gegr¿ndet. 

Von höchster politischer Ebene hieß es, ĂBirobidģan betrachten wir als einen 

jüdisch nationalen Staatñ im System des Sowjetföderalismus.
29

 Die jüdische 

Minderheit im Lande war zu einer Nation im Sinne der kommunistischen 

Nationalitätentheorie erwachsen.
30

 Nicht die Existenz einer jüdischen Nation 

                                                 
27

 Die krimtatarische Führung, die gegen die Ansiedlungspläne offiziell protestierte, wollte 

anstelle von Juden Landsleute aus Bulgarien, Rumänien und der Türkei ansiedeln, die früher 

dorthin emigriert waren (vgl. Kērēmal Anm. 2), S. 291f.; Kuchenbecker (Anm. 23), S. 110). 
28

 Vgl. Abramsky, Chimen: The Biro-Bidzhan Project, 1927-1959, in: Kochan, Lionel 

(Hrsg.), The Jews in Soviet Russia since 1917. Oxford 1978, S. 73. Heute lebt dort nur eine 

kleine jüdische Minderheit. 

Für ein derartiges Siedlungsvorhaben, wo und für wen immer es verwirklicht werden sollte, 

waren die Voraussetzungen in dieser Zeit nicht (mehr) günstig. Der Bauernstand hatte nach 

der Zwangskollektivierung der Landwirtschaft an Attraktivität verloren, und der große 

Personalbedarf in der sich rasch entwickelnden Industrie führte viele Menschen in die 

wirtschaftlichen Zentren des Landes (vgl. Kuchenbecker (Anm. 23), S. 100f.). 
29

 Vgl. Kuchenbecker (Anm. 23), S. 121.  
30

 Vgl. Dimanġtejn, S.: W otwet na wopros, sostawljajut li soboj jewrei w nauļnom smysle 

naciju [Zur Antwort auf die Frage, ob die Juden im wissenschaftlichen Sinne eine Nation 

sind], in: Rewoljucija i nacionalónosti, 1935, H. 10, S. 77.  

Für Wladimir I. Lenin waren die Juden kein Volk. Seine Begründung lautete, dass sie keine 

gemeinsame Sprache hatten und über kein geschlossenes Siedlungsgebiet verfügten, 
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hatte die Autonomie zur Folge, sondern die Autonomie hatte gewissermaßen die 

Nation geschaffen. 

   

Natürlich war in jüdischen Kreisen die Enttäuschung über die Entwicklung groß; 

an eine jüdische Autonomie am Schwarzen Meer war nicht mehr zu denken. 

Welchen politischen Hintergrund das Votum gegen die Krim und für den 

absoluten ĂGegenentwurfñ an der östlichen Peripherie der Sowjetunion hatte,
31

 

ist nicht bekannt. Eine inhaltliche Begründung ist aus einsehbaren 

Sitzungsprotokollen der Führungsgremien von Partei und Staat nicht zu 

entnehmen,
32

 in der sowjetischen Praxis nichts Außergewöhnliches.
33

 Viele 

Jahre später ist aus Kreisen des früheren sowjetischen Geheimdienstes eine 

Information übermittelt worden, die der damaligen Entscheidung eine gewisse 

Plausibilität gegeben hat. Danach spielten weder antisemitische Beweggründe in 

der Kommunistischen Partei eine Rolle, die in der Führung der späten 1920er 

Jahre wohl auch nicht mehrheitsfähig gewesen wären, noch waren der 

Antisemitismus der einheimischen Bevölkerung auf der Krim oder die 

Besorgnis, in Russlands Süden könnte sich an symbolträchtigem Ort auf längere 

Sicht ein nach Eigenständigkeit drängendes, kulturell-politisches Zentrum der 

Juden entwickeln, entscheidungserhebliche Gesichtspunkte. Vielmehr sei es 

dabei, den Autoren Sudoplatow/ Sudoplatow zufolge, um sicherheitspolitische 

Belange gegangen. ĂDie Gegend war ein Tummelplatz f¿r chinesische und 

weißrussische Partisanengruppen,ñ schreiben sie, Ăund Stalin verfolgte die 

Absicht, das Gebiet durch die Ansiedlung einer Bevölkerung abzuschirmen, die 

den weißrussischen Emigranten, insbesondere den Kosaken, feindlich 

gegen¿berstand.ñ
34

 

 

Zehn Jahre nach Gründung der jüdischen Autonomie im Fernen Osten wurde 

völlig unerwartet eine neuerliche Initiative bekannt, die das klare Ziel verfolgte, 

                                                                                                                                                         

außerdem größtenteils assimiliert waren (vgl. Institut für Marxismus-Leninismus (Hrsg.): W.I. 

Lenin: Werke, Bd. 7. Berlin 1956, S. 89f.; Bd. 20. Berlin 1961, S. 13). Nach seinem Konzept 

des Nationenföderalismus konnten sie daher nicht Träger einer Autonomie sein. Die gleiche 

Linie vertrat Iosif W. Stalin. Für ihn waren folgende Merkmale konstitutiv für eine Nation: 

Gemeinsamkeit von Sprache, Territorium, Wirtschaftsleben und Kultur (vgl. Marx-Engels-

Lenin-Institut beim ZK der KPdSU(B) (Hrsg.): Josef W. Stalin. Gesammelte Werke, Bd. 2. 

Berlin 1952, S. 272).   
31

 Die Entscheidung für den Fernen Osten wirkte sich zusätzlich negativ auf die 

Förderbereitschaft ausländischer Geldgeber aus (vgl. Kagedan, Allan L.: The Formation of 

Soviet Jewish Territorial Units, 1924-1937. Ann Arbor 1990, S. 155), die sich auf der Krim 

noch für das jüdische Ansiedlungsprojekt engagiert hatten.  
32

 Vgl. Kuchenbecker (Anm. 23), S. 113f.  
33

 S. dazu unten, Kapitel ĂDie Transfer-Entscheidung von 1954ñ.  
34

 Sudoplatow, Pawel Anatoljewitsch/ Sudoplatow, Anatolij: Die Handlanger der Macht. 

Enthüllungen eines KGB-Generals. Düsseldorf 1994, S. 327. Ergänzend ist hinzuzufügen, 

dass die ganze Region unter dem Aspekt der äußeren Sicherheit für die Sowjets relevant 

geworden war: Anfang der 1930er Jahre hatte Japan die Mandschurei besetzt.      
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auf der Krim ein jüdisches Staatswesen zu etablieren. Das im Jahre 1941 

gegründete Jüdische Antifaschistische Komitee (JAFK) der Sowjetunion, das 

bei den Juden im westlichen Ausland für Unterstützung des Sowjetstaates im 

Krieg mit dem nationalsozialistischen Deutschland werben sollte, wandte sich 

Anfang 1944 mit einem entsprechenden Plan an Stalin, wohl auf Anregung 

jüdischer Organisationen in den USA.
35

 Das Schreiben beklagte zunächst, dass 

die alte Heimat der in der Sowjetunion verstreut lebenden Juden zerstört worden 

sei. Es verweist auf das Problem des Antisemitismus und auf die zu erwartenden 

Konflikte mit der inzwischen dort lebenden Bevölkerung, sollten die Juden 

zurückkehren. Nicht ohne Hinweis auf den Geist bolschewistischer 

Nationalitätenpolitik warben die Verfasser für ihr Projekt und fügten hinzu, dass 

jüdische Kolchosen auf der Krim bereits gute Arbeit geleistet hätten und das 

Gebiet in Hinblick auf Geographie, Klima und Raum sehr viel geeigneter für 

eine jüdische Ansiedlung sei als das weit entfernte Birobidģan.
36

   

 

Der überraschende Vorstoß des Komitees ließ soweit ersichtlich offen, ob die 

Gründung einer Sowjetrepublik (im Rang gleichwertig mit beispielsweise der 

Ukraine oder Weißrussland) oder einer nachgeordneten Autonomen 

Sowjetrepublik beabsichtigt war.
37

 Jedenfalls sollte es ein sozialistisches 

Staatswesen innerhalb der föderalistischen Sowjetunion sein, gedacht als 

Siedlungsraum für Juden aus aller Welt,
38

 gewissermaßen als ein Ăsozialistisches 

Palªstinañ. 

 

Ein ernsthaftes Interesse an dem Projekt hatte Stalin nicht, für ihn war die 

Ăj¿dische Frageñ mit dem Autonomiegebiet Birobidģan abschlieÇend gelºst.
39

 

Die Idee einer jüdischen Krim-Republik, die in den USA auch an politisch 

hochrangiger Stelle Interesse fand,
40

 kam dem Diktator aber durchaus gelegen. 

Sie konnte ihm als Mittel zum Zweck dienen. Um es mit den Worten von 

Sudoplatow/ Sudoplatow zu sagen: ĂEr benutzte die j¿dischen Hoffnungen auf 

einen Heimatstaat, um westliche Kredite anzuziehen.ñ
41

 Stalin wollte finanzielle 

und technische Hilfe aus dem Westen haben, daran ließ er gegenüber seinen 

amerikanischen Gesprächspartnern keinen Zweifel.
42

 Die Unterstützung sollte 

vorrangig dem Wiederaufbau der zerstörten Industriegebiete seines Landes 

dienen, die Halbinsel am Schwarzen Meer war da ein Randproblem. Die Not der 

Sowjets muss so groß gewesen sein, dass sie politische Bedenken 

                                                 
35

 Vgl. Sudoplatow/ Sudoplatow (Anm. 34), S. 325.  
36

 Vgl. Vaksberg, Arkady: Stalin Against the Jews. New York 1994, S. 122f. 
37

 Vgl. Vaksberg (Anm. 36), S. 121. 
38

 Vgl. Sudoplatow/ Sudoplatow (Anm. 34), S. 324.  
39

 Vgl. Grüner, Frank: Patrioten und Kosmopoliten. Juden im Sowjetstaat 1941ï1953. Köln 

2008, S. 314.  
40

 Vgl. Sudoplatow/ Sudoplatow (Anm. 34), S. 331. 
41

 Sudoplatow/ Sudoplatow (Anm. 34), S. 324. 
42

 Vgl. Sudoplatow/ Sudoplatow (Anm. 34), S. 323. 
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zurückzustellen bereit waren; denn der kapitalistische Kreditgeber stand unter 

dem Generalverdacht, sich in die inneren Angelegenheiten des Sowjetstaates 

einmischen zu wollen.
43

  

  

Mit dem ĂKalten Kriegñ, der faktisch schon kurz nach Ende des Zweiten 

Weltkriegs einsetzte, fand die Diskussion um das Krim-Projekt ihr schnelles 

Ende. Nun aber drohte einigen seiner Protagonisten Gefahr für Freiheit und 

Leben. Das genannte Schreiben des JAFK an den Diktator verschwand zwar 

zunächst in den Archiven, wurde jedoch im Zuge der Kampagnen gegen den 

Zionismus in der späten Stalin-Zeit wieder hervorgeholt, um damit eine Anklage 

gegen die Führung des Komitees zu stützen. Zahlreiche Funktionäre des JAFK 

sind verhaftet und 1952 vor Gericht gestellt worden. Zu den wesentlichen 

Anklagepunkten gegen sie gehörte der Vorwurf der Spionage und der 

nationalistischen Tätigkeit sowie der Beteiligung an einer Ăj¿disch-

amerikanischen Verschwºrungñ gegen den Sowjetstaat im Hinblick auf den Plan 

von 1944, eine jüdische Republik auf der Krim zu gründen. Ziel der unterstellten 

Konspiration war aus Sicht der Richter nicht weniger als die Abtrennung der 

Peninsula von der Sowjetunion.
44

 In den Verfahren wurden fast alle 

Angeklagten zum Tode verurteilt und hingerichtet.
45

 Die Urteile sind Ende 1955 

durch richterlichen Beschluss aufgehoben worden. Das jüdische Krim-Projekt 

erlebte danach keine Renaissance mehr. 

 

 

 

                             Unter nationalsozialistischer Herrschaft  

 

 

Die deutschen Soldaten, die am Morgen des 22. Juni 1941 auf sowjetischen 

Boden vordrangen und damit den Krieg auf die Sowjetunion ausdehnten, trafen 

zunächst auf einen unvorbereiteten Gegner. So gelang es ihnen, schnell in das 

Innere des Landes vorzudringen. Bereits im September 1941 wurde die 

Landenge von Perekop erreicht, das Tor zur Krim, die von der Wehrmacht und 

verbündeten Truppen zügig passiert werden konnte. Als letzter Stützpunkt der 

Roten Armee fiel Anfang Juli 1942 die Festung Sewastopoló, fortan befand sich 

die Halbinsel in deutscher Hand.  

 

Zuvor hatten die sowjetischen Verantwortungsträger auf der Krim in aller Eile 

die notwendigen Maßnahmen zur allgemeinen Mobilmachung und zur 

                                                 
43

 Nach dem Weltkrieg lehnte die Sowjetunion die Teilnahme am ï mit zahlreichen Vorgaben 

behafteten ï Wiederaufbauprogramm (Marshallplan) der USA ab.  
44

 Vgl. Simon (Anm. 6), S. 242; Sudoplatow/ Sudoplatow (Anm. 34), S. 340. 
45

 Vgl. Baberowski, Jörg: Der Rote Terror. Die Geschichte des Stalinismus. München 2003, 

S. 250f.; Grüner (Anm. 39), S. 481ff. 
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Verteidigung ergriffen. Es wurden etwa 200.000 Menschen von dort evakuiert 

sowie Ausrüstungen, Vieh, Getreide und kulturelle Wertgegenstände ins östliche 

Hinterland transportiert.
46

 Andere Bewohner hatten sich auf eigene Initiative auf 

den Weg nach Osten gemacht. Die etwa 50.000 Deutschen, die auf der Krim 

beheimatet waren, sind mit ganz wenigen Ausnahmen gleich nach Kriegsbeginn 

deportiert worden.
47

 Die Zahl der Einheimischen muss demzufolge zum 

Zeitpunkt des deutschen Einmarsches schon deutlich reduziert gewesen sein. 

Unter den Zurückgebliebenen werden viele gewusst haben, was die Moskauer 

Führung jetzt von ihnen erwartete. In einer Rundfunkrede Anfang Juli 1941 

hatte Stalin die Bevölkerung zum bewaffneten Widerstand in den von der 

Wehrmacht besetzten Gebieten aufgerufen. Die dem Vormarsch der 

Eindringlinge nützliche Infrastruktur sollte zerstört und der Feind bekämpft 

werden, wo immer sich die Gelegenheit dazu bot.
48

 Auf der Krim stand eine 

Partisanenbewegung bereit, die ganz im Sinne der Moskauer Weisung mit ihren 

Mitteln Widerstand gegen die Okkupanten leistete. 

 

Auf der eroberten Halbinsel richtete sich die deutsche Besatzungsmacht ein. Es 

wird bei den Einheimischen unterschiedliche Haltungen gegenüber den neuen 

Machthabern gegeben haben, positive und negative Einstellungen, ängstliche 

Neutralität und Gleichgültigkeit. Anhänger werden die Deutschen gerade unter 

denen gefunden haben, die aus der Erfahrung von Zwang, Gewalt und Terror zu 

Anti-Kommunisten oder Anti-Stalinisten geworden waren. Unter den 

Krimtataren werden ihnen manche gewogen gewesen sein wegen der positiven 

Haltung des Deutschen Reiches zu den Bemühungen um staatliche 

Unabhängigkeit der Krim im Jahre 1918 oder aus schlichter Gegnerschaft zu 

allem Russischen bzw. Slawischen. Aber auch materielle Anreize werden 

manchen in dieser Zeit der Not an die Seite der Okkupanten geführt haben.
49

  

 

Es kann jedenfalls keinem ernsthaften Zweifel unterliegen, dass es unter der 

örtlichen Zivilbevölkerung eine beträchtliche Zahl von Menschen gegeben hat, 

die ï zumindest zunächst ï die fremden Soldaten nur allzu unbesehen als 

Verbündete betrachtet und unterstützt haben, sei es mit der Waffe oder ohne 

                                                 
46

 Vgl. Prochorow, Dmitrij/ Chrapunow, Nikita: Kratkaja istorija Kryma [Kurze Geschichte 

der Krim]. Simferopoló 2013, S. 367. 
47

 Vgl. Kunz (Anm. 17), S. 62.  

Die meisten Deutschen führte der Weg in die Kasachische Sowjetrepublik, einen Teil davon 

später in andere Regionen der Sowjetunion (vgl. Eisfeld, Alfred/ Herdt, Victor (Hrsg.): 

Deportation, Sondersiedlung, Arbeitsarmee. Deutsche in der Sowjetunion 1941 bis 1956. 

Köln 1996, S. 515f.).    
48

 Vgl. Hildermeier (Anm. 14), S. 614. 
49

 Vgl. Dallin, Alexander: Deutsche Herrschaft in Russland 1941 ï 1945. Eine Studie über 

Besatzungspolitik. Düsseldorf 1981, S. 272.   
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Waffe. Darunter waren offenbar besonders viele Krimtataren.
50

 Nach Aussagen 

von deutschen Stellen haben sich Angehörige der Volksgruppe gegenüber der 

Besatzungsmacht gegenseitig an Hilfsdiensten und Gastfreundschaft 

überboten.
51

 Sie reihten sich als zuverlässige Bundesgenossen ein und haben 

einem anderen Bericht zufolge Ăunschätzbare Dienste geleistetñ.
52

 Im Bereich 

von Wirtschaft und Verwaltung sind nach Dallin die Russen in großem Umfang 

aus ihren Stellungen entlassen und durch kooperationswillige Tataren ersetzt 

worden.
53

 Über den Umfang der Kollaboration auf den verschiedensten Ebenen 

sind keine konkreten Zahlen verfügbar. Nach russischen Angaben haben bis zu 

20.000 Krimtataren, aber auch Tausende Russen und Ukrainer auf der Halbinsel 

an der Seite der Deutschen gekämpft.
54

 Hinzu rechnen muss man eine stattliche 

Zahl von Personen, die in zivilen Diensten der Deutschen standen oder mit 

ihnen in irgendeiner anderen Form kooperierten. 

 

Wer von der Bewohnerschaft nicht auf deutscher Seite stand und zur 

Ăfeindlichenñ Zivilbevºlkerung zählte, der war einkalkuliertem Hunger und 

Massenelend ausgesetzt.
55

 Die allgemeine Richtung kam in einem Befehl vom 

November 1941 des damaligen Befehlshabers auf der Krim, Erich von 

Manstein, zum Ausdruck: Das jüdisch-bolschewistische System sei Ăein f¿r 

allemalñ auszurotten. Und der deutsche Soldat habe die Aufgabe, als Rªcher f¿r 

die Grausamkeiten aufzutreten, die ihm und dem deutschen Volk zugefügt 

worden seien.
56

  

 

Wie überall in den okkupierten Gebieten der Sowjetunion haben auf der Krim 

Einsatzgruppen die zurückgebliebenen Juden, Kommunisten, ĂAsozialenñ und 

                                                 
50

 Kerstin S. Jobst vertritt dagegen die Position, dass es zwar Ăpartiell zur Unterst¿tzung der 

Kriegsgegner durch Tataren (kam), von einer massenhaften Kollaboration kann aber nicht die 

Rede sein.ñ (Die symbolische Bedeutung der Halbinsel Krim für Russland, in: Russland-

Analysen, Nr. 291, 2015, S. 8). 
51

 Vgl. Kunz (Anm. 17), S. 207.  

Ein Bild von der krimtatarischen Hilfsbereitschaft und Gastfreundschaft vermittelt der Bericht 

eines Wehrmachtsoffiziers unter dem Titel ĂTatarisches Quartierñ, nachzulesen in dem Buch: 

(Ohne Hrsg.): Wir erobern die Krim. Soldaten der Krim-Armee berichten. Neustadt/ 

Weinstrasse 1943, S. 278ff. 
52

 Vgl. Hoffmann, Joachim: Die Ostlegionen 1941-1943. Turkotataren, Kaukasier und 

Wolgafinnen im deutschen Heer. Freiburg 1976, S. 45ff.  
53

 Dallin (Anm. 49), S. 273.  
54

 Vgl. Prochorow/ Chrapunow (Anm.46), S. 373.   
55

 Katastrophal war die Versorgungssituation der Juden. Wie Norbert Kunz schreibt, sollten 

die Krimjuden ï wie auch ihre Glaubensbrüder in anderen besetzten Gebieten der 

Sowjetunion ï Ămºglichst rasch gezielt ermordet werden. Solange sie noch lebten, durften 

sieé allenfalls die Hªlfte der ohnehin schon zu niedrigen Normalration an Verpflegung f¿r 

die Zivilbevºlkerung erhaltenñ (Die Feld- und Ortskommandanturen auf der Krim und der 

Judenmord 1941/42, in: Kaiser, Wolf (Hrsg.), Täter im Vernichtungskrieg. Der Überfall auf 

die Sowjetunion und der Völkermord an den Juden. Berlin 2002, S. 65).     
56

 Vgl. Dallin (Anm. 49), S. 271f. 
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Angehörigen anderer Opfergruppen verfolgt und umgebracht. Nur wenige 

werden ihren Häschern entkommen sein. Genauere Angaben über die Zahl der 

Getöteten gibt es nicht. Schätzungen gehen davon aus, dass allein in diesem 

begrenzten Gebiet etwa 40.000 Juden der Tötungsmaschinerie zum Opfer 

gefallen sind.
57

 Andere Angaben sprechen davon, dass während der deutschen 

Okkupation etwa 72.000 Zivilisten erschossen und weitere 18.000 auf andere 

Weise zu Tode gebracht worden sind.
58

  
 

Keinen Hehl machte Adolf Hitler aus seiner Absicht, die Halbinsel zu gegebener 

Zeit zu annektieren und zu Ăgermanisierenñ.
59

 Mit Blick darauf, dass sich hier 

einmal im 3. Jahrhundert mit den Goten ein germanischer Volksstamm 

angesiedelt hatte, erhielt das Vorhaben für die nationalsozialistische Führung 

den Charakter einer Rückgewinnung angestammter Gebiete. Die Planung, wie 

sie sich aus dem ĂGeneralplan Ostñ vom Juni 1942 ergab, sah einen ĂGotengauñ 

als Exklave des Großdeutschen Reiches vor.
60

 Die große Entfernung zwischen 

dem Mutterland und dem neuen Reichsgebiet stellte für die Strategen in Berlin 

offenbar kein Problem dar. Gedacht war an einen Gau, der die Krim und ein 

nördlich angrenzendes Territorium umfasste. Nach den Vorstellungen des 

ĂF¿hrersñ sollte das vorgelagerte Gebiet Ămºglichst groÇñ
61

 ausfallen. Einen 

Bezug zum Gouvernement Taurien aus zaristischer Zeit, das ebenfalls aus der 

Halbinsel und dem Steppenvorland (bis zum Dnepr) bestand, gab es dabei 

offensichtlich nicht. In Anbetracht seiner geostrategischen Lage war klar, dass 

man das Gebiet als Standort für militärische Stützpunkte nutzen wollte. In 

wirtschaftlicher Hinsicht sollten die Förderung des Tourismus, der Aufbau von 

Erholungsstªtten f¿r das ĂNeue Europañ und die Entwicklung der 

Landwirtschaft im Vordergrund stehen. Zur zukünftigen Bodenbewirtschaftung 

sind detaillierte und auch kontroverse Vorstellungen eingebracht worden.
62

  

 

 

 

 

 

                                                 
57

 Vgl. Kunz (Anm. 55), S. 60. 
58

 Vgl. Prochorow/ Chrapunow (Anm. 46), S. 372. 
59

 Vgl. Kunz (Anm. 17), S.47.  
60

 Verkehrstechnisch sollte der Gau durch eine Autobahn und eine Eisenbahnverbindung an 

das Reich angebunden werden (vgl. Kunz (Anm. 17), S. 49).  

Man machte sich auch schon Gedanken zur Umbenennung der groÇen Stªdte: Simferopoló 

sollte Gotenburg heiÇen, und Sewastopoló zu Theoderichhafen werden (vgl. Kērēmal (Anm. 

2), S. 311, Fn. 1309).  
61

 Vgl. Kunz (Anm. 17), S. 47.  
62

 Vgl. Kunz (Anm. 17), S. 61f.  
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              Die Krim mit nördlichem Vorland: Der geplante ĂGotengauñ     

 

      
        Quelle: Prochorow, Dmitrij/ Chrapunow, Nikita: Kratkaja istorija Kryma 

        [Kurze Geschichte der Krim]. Simferopoló 2013, S. 367. 

  

 

Die Vorstellungen der Nationalsozialisten zur zukünftigen ĂGermanisierungñ 

der Krim waren wenig durchdacht. Es fehlte an sachverständiger, längerfristiger 

Planung, anders ist der unstete Kurs der Berliner Führung in dieser Frage kaum 

zu erklären. Offenbar hatten spontane Eingebungen oder Ratschläge die Chance, 

umgehend verwirklicht werden zu sollen. Anfänglich lautete das Ziel, die 

Halbinsel schnell und vollständig räumen zu lassen. Für Russen und Ukrainer, 

aber auch für Krimtataren und die kleinen Minderheiten nichtgermanischer 

Abstammung sollte dort kein Platz mehr sein. Das Schicksal der betroffenen 

Menschen interessierte den ĂF¿hrerñ nicht, nach Aussage eines Zeugen war es 

ihm Ăganz wurschtñ.
63

 

 

Die schweren Kªmpfe um Sewastopoló waren gerade erst beendet, als Anfang 

Juli 1942 der Führerbefehl erging, dass die Bewohnerschaft der Halbinsel sofort 

zu deportieren sei, bleiben sollten die (zurückkehrenden) Volksdeutschen und 

nun auch die Krimtataren. Binnen eines Tages wurde er zurückgenommen und 

wenig später eine neue Weisung herausgegeben. Nun sollten zu einem noch zu 

                                                 
63

 Vgl. Kunz (Anm. 17), S. 47. 
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bestimmenden Zeitpunkt erst einmal nur Russen und Ukrainer vertrieben 

werden, ethnische Minoritäten zunächst verschont bleiben.
64

 Hitlers schneller 

Positionswechsel beruhte auf einer realistischeren Einschätzung der bestehenden 

Lage. Russen und Ukrainer, die eindeutige Majorität der Einheimischen, wurden 

weiter als Arbeitskräfte gebraucht. Ihre massenhafte Deportation hätte ein 

wirtschaftliches Desaster verursacht und überdies den Partisanen großen Zulauf 

gebracht. 

  
Alle konkreten Planungen zu Ausmaß von Vertreibung und Umfang von 

Zuwanderung, mit denen sich mehrere Dienststellen befassten, mussten 

angesichts der wechselnden Vorgaben aus Berlin mit einem Fragezeichen 

versehen werden. Gesichert war allein, dass in absehbarer Zeit ein umfänglicher 

Bevölkerungsaustausch stattfinden sollte. Eine von hochrangiger Stelle erstellte 

Expertise, bereits Anfang Juni 1942 vorgelegt, ging davon aus, dass auf der 

Krim über 550.000 Deutsche binnen 15 Jahren anzusiedeln waren. Dazu sah 

man den Verbleib der einheimischen Bevölkerung in etwa der gleichen 

Größenordnung vor, um ein funktionierendes Gemeinwesen gewährleisten zu 

können. Die Berechnungen liefen darauf hinaus, dass etwa eine halbe Million 

Menschen in diesem Zeitraum ihre Heimat würde verlassen müssen.
65

  

 

In nationalsozialistischen Führungskreisen war man der Meinung, dass neben 

Deutschen auch andere Ărassisch geeigneteñ Menschen aus den Niederlanden, 

Dänemark, Norwegen und weiteren Ländern die zukünftigen Herren auf der 

Halbinsel sein sollten.
66

 Zu denen, die in das Blickfeld der Berliner Strategen 

gerieten, gehörten auch die rund 140.000 in Transnistrien beheimateten 

Volksdeutschen.
67

 Schließlich kam aus Hitlers Entourage der Vorschlag, die 

deutschstämmigen Südtiroler auf der Halbinsel anzusiedeln. Die Idee fand beim 

ĂF¿hrerñ große Zustimmung. Ihm wird die Bemerkung zugeschrieben, dass die 

S¿dtiroler doch Ănur einen deutschen Strom, die Donau, hinunterzufahren 

(brauchten), dann seien sie schon da.ñ
68

 Seinen Verbündeten Mussolini 

tangierten solche Überlegungen nicht (mehr).
69

 In der Siedlungspolitik sollte 

aber nicht voreilig gehandelt werden. Unter ĂRasseexpertenñ stand die Frage im 

Raum, ob das Klima in der vorgesehenen neuen Heimat den Angehörigen der 

                                                 
64

 Vgl. Kunz (Anm. 17), S. 65, 68.  
65

 Vgl. Kunz (Anm. 17), S. 59.  
66

 Vgl. Picker, Henry: Hitlers Tischgespräche im Führerhauptquartier, 3. Aufl. Stuttgart 1976, 

S. 471         
67

 Vgl. Kērēmal (Anm. 2), S. 310 (Fn. 1309).  
68

 Picker (Anm. 66), S. 406.         
69

 Die beiden Diktatoren hatten im Jahre 1939 den ĂStahlpaktñ geschlossen, der die Grenzen 

zwischen beiden Staaten und damit die Zugehörigkeit Südtirols zu Italien festschrieb. Noch 

im gleichen Jahr wurde den deutschsprachigen Südtirolern die Möglichkeit zur Aussiedlung 

nach Deutschland eingeräumt.   
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Ănordisch-fälischen Rasseñ schªdlich sein kºnnte, ihnen geobiologische 

ĂGefahren der Mediterranisierungñ drohen w¿rden.
70

 

 

Im Widerspruch zu den rasseideologischen Positionen der Nationalsozialisten 

stand, dass den Krimtataren doch eine gewisse Vorrangstellung gegenüber dem 

slawischen Bevölkerungsteil eingeräumt wurde. Dutzende Moscheen konnten 

nach der Vertreibung der Sowjets wieder geºffnet und ĂMohammedanische 

Komiteesñ f¿r kulturelle und soziale Aufgaben eingerichtet werden, nur eine 

politische Interessenvertretung verweigerte die Besatzungsmacht.
71

 Erklärung 

findet die Privilegierung zunächst darin, dass relativ viele der Krimtataren loyal 

auf Seiten der Deutschen standen und ihnen zu Diensten waren. Aber der 

Volksgruppe kam auch eine gewisse Bedeutung für die nationalsozialistische 

Außenpolitik gegenüber der neutralen Türkei zu, die Berlin zu einem 

Kriegseintritt an der Seite Deutschlands bewegen wollte. Den Beziehungen zu 

Ankara konnte es nur förderlich sein, wenn man das Turkvolk auf der Krim, zu 

dem die Türken in historischer, ethnischer und kultureller Hinsicht besondere 

Bindungen haben, in dem zugestandenen Rahmen privilegierte. 

 

Nach der Niederlage der Wehrmacht in Stalingrad trat für die Verantwortlichen 

in Berlin das Krim-Projekt mehr und mehr in den Hintergrund. Schließlich 

haben sie dessen Verwirklichung auf die Zeit Ănach dem Endsiegñ verschoben. 

Unter der pro-deutschen Bevölkerung auf der Halbinsel führte die Entwicklung 

auf den Kriegsschauplätzen sowie die Enttäuschung über die deutsche 

Okkupationspolitik
72

 zu einem Stimmungsumschwung. Die einheimische 

Unterstützung für die Besatzungsmacht bröckelte. Und der sowjetische 

Widerstand, dem im Winter 1941/42 einige Tausend Partisanen und 

Untergrundkämpfer angehörten, konnte mit dem Näherrücken der Front immer 

mehr Zulauf auch aus den Reihen derer verzeichnen, die zuvor mit den 

Deutschen kollaboriert hatten. Gestützt auf Archivquellen schreibt Kunz, dass 

Angehörige der von den Deutschen aufgestellten krimtatarischen 

Schutzmannschaftsbataillone Ăscharenweiseñ ihre Einheiten verlieÇen und sich 

entweder nach Hause oder unmittelbar zu den Partisanen begaben.
73

 Der 

personelle Zuwachs, den die Partisanenbewegung auf der Krim zum Ende der 

deutschen Besetzung hin verzeichnen konnte, war offenbar beträchtlich, so 

ergibt es sich jedenfalls aus russischen Angaben. Vergleicht man auf dieser 

Basis den Bestand an Kämpfern im November 1942 mit dem im Januar 1944, so 

ist ihre Zahl trotz der erheblichen Verluste in den dazwischen liegenden 

                                                 
70

 Vgl. Kunz (Anm. 17), S. 55f.       
71

 Vgl. Simon (Anm. 6), S. 225. 
72

 Zu den Gründen für die Enttäuschung zählt Dallin (Anm. 49) die Verschlechterung der 

materiellen Lebensbedingungen, die zwangsweise Aushebung von Arbeitskräften, die 

rücksichtslose Partisanenbekämpfung, die der unbeteiligten Zivilbevölkerung erhebliche 

Opfer abverlangte, und das Ausbleiben einer durchgreifenden Agrarreform (S. 274).  
73

 Kunz (Anm. 17), S. 229. 
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Monaten gleich geblieben.
74

 Im Frühjahr 1944 wurde die Halbinsel von der 

Roten Armee zurückerobert. Die Truppen stießen im Norden über die Landenge 

von Perekop vor und landeten an der Ostküste, im Mai ergaben sich die letzten 

deutschen Soldaten. 

 

 

 

                                  Schicksalsjahre der Krimtataren  

  

  

Nach der Rückeroberung der Halbinsel ließ Stalin die Krimtataren im Mai 1944 

unter dem Vorwurf der Kollaboration mit dem Feind aus ihrer Heimat 

deportieren.
75

 Wie einige andere Sowjetvölker auch wurden sie kollektiv dafür 

zur Verantwortung gezogen, dass ein Teil ihrer Volkszugehörigen mit den 

Deutschen zusammengearbeitet hatte. Nicht auf den ĂKlassenfeindñ sondern auf 

das ganze Volk zielte das Verdikt.
76

 Stalin hatte die Kategorie des 

ĂVolksfeindesñ in die Sowjetverfassung von 1936 schreiben lassen, da war der 

Weg nicht weit zum ĂFeindvolkñ. Dabei gab es nicht wenige Krimtataren, die in 

der Roten Armee gekämpft oder sich den Partisanen angeschlossen hatten. 

Manche von ihnen sind für ihren Kriegseinsatz geehrt worden.
77

  

 

Nach Aussage des kommunistischen Parteikomitees der Krim waren von der 

Verbannung insgesamt 194.111 Angehörige der Volksgruppe betroffen.
78

 

Nichttatarische Ehepartner konnten wählen, ob sie sich dem Exodus anschließen 

wollten oder nicht.
79

 Aus der Geschichte der Halbinsel sollten die Verbannten 

getilgt werden. Zu den Schritten, die diesem Ziel dienten, gehörte die 

                                                 
74

 Mit Datum vom 20. November 1942 waren 3.734 Partisanen registriert, am 15. Januar 1944 

waren es 3.733, unter ihnen 1.944 Russen, 348 Ukrainer und 598 Krimtataren (vgl. 

Prochorow/ Chrapunow (Anm.46), S. 373f.).       
75

 Im Juni 1944 sollten ihnen noch die auf der Krim ansässigen Armenier, Bulgaren und 

Griechen folgen (vgl. Boeckh, Katrin: Stalinismus in der Ukraine. Die Rekonstruktion des 

sowjetischen Systems nach dem Zweiten Weltkrieg. Wiesbaden 2007, S. 555). 
76

 Die Vertreibung der Krimtataren fand nicht mit der verdeckten Absicht statt, Raum zu 

schaffen für jüdische Übersiedler. Der Diktator hatte gar nicht die ernsthafte Absicht, sich auf 

den Plan von Anfang 1944 einzulassen, der die Schaffung einer jüdischen Autonomie oder 

gar Republik auf der Krim vorsah (s. dazu oben, Kapitel ĂEine Heimstätte für sowjetische 

Judenñ). Im Übrigen war die Anordnung zur Deportation schon unterschrieben, bevor Stalin 

den Vorschlag zur Gründung eines jüdischen Staatswesens auf der Krim zu Gesicht bekam 

(vgl. Sudoplatow/ Sudoplatow (Anm. 34), S. 324f.).  
77

 Ein herausragendes Beispiel war der Krimtatare Amet-Chan Sultan, Pilot der sowjetischen 

Luftwaffe im Zweiten Weltkrieg. Er ist zweimal als ĂHeld der Sowjetunionñ mit der höchsten 

Auszeichnung geehrt worden. 
78

 Vgl. Simon (Anm. 6), S. 231. 
79

 Vgl. Naimark, Norman M.: Flammender Haß. Ethnische Säuberung im 20. Jahrhundert. 

München 2004, S. 131. 
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Umbenennung von tatarischen Orts- und Straßennamen. Welche gravierenden 

Auswirkungen der Krieg und die Deportation auf den Bevölkerungsbestand der 

Halbinsel hatten, weist die Statistik aus. Im Dezember 1944 war die Zahl der 

dort lebenden Menschen auf rund 379.000 abgesunken,
80

 auf etwa ein Drittel der 

Einwohnerzahl vor Beginn des deutschen Überfalls. 

 

Ende Juni 1945 ist der Krim dann der Autonomiestatus entzogen worden, sie 

wurde zum einfachen Verwaltungsgebiet (oblastó) innerhalb der Russischen 

Sowjetrepublik herabgestuft. In einem Gesetz des Obersten Sowjet Russlands 

vom Juni 1946, das diesen Akt bestätigte, sind die Anklagen gegenüber den 

Krimtataren noch einmal nachzulesen, die zur Begründung ihrer Deportation 

dienten. Dort heißt es, dass viele von ihnen wªhrend des ĂGroÇen 

Vaterlªndischen Kriegesñ an der Seite der deutschen Soldaten am bewaffneten 

Kampf gegen die Rote Armee beteiligt und auch auf Anweisung der Deutschen 

als Saboteure im Hinterland gegen die Sowjetmacht aktiv gewesen seien, wobei 

die Masse der krimtatarischen Bevölkerung keinen Widerstand gegen die 

ĂVerrªter der Heimatñ geleistet habe. Deshalb sei die Volksgruppe in andere 

Regionen der Sowjetunion umgesiedelt worden, wo man ihr die Ressourcen für 

den wirtschaftlichen Neuaufbau bereitgestellt habe.
81

 

 

Die nüchterne Gesetzesnorm verdeckt die tatsächlichen Umstände der 

Umsiedlungsaktion und ihre verheerenden Folgen. Die Betroffenen sind unter 

unmenschlichen Bedingungen in verschiedene asiatische Sowjetrepubliken, die 

meisten von ihnen nach Uzbekistan, verbracht worden. Für die Ankömmlinge 

war kaum etwas vorbereitet, sie mussten ihr Leben ohne die erforderliche 

Unterstützung der Behörden ganz neu einrichten. Eine ausreichende Versorgung 

mit Lebensmitteln war zunächst nicht gesichert. Viele Krimtataren verloren 

bereits auf dem Transport oder in der ersten Zeit nach der Ankunft in einer 

unwirtlichen Gegend ihr Leben, Aussagen von Vertretern der Volksgruppe 

zufolge bis zu 45% der Verschleppten.
82

 Nach Simon fanden von Juli 1944 bis 

Ende Dezember 1945 rund 20% der nach Uzbekistan verbannten Menschen den 

Tod, insbesondere Kinder.
83

 Zofka bemerkt lediglich, dass mehrere Zehntausend 

im Zuge der Deportation starben.
84

 Sind die Angaben auch vage und ungenau, 

so sagen sie doch etwas aus über die Dimension des Leids, das über die 

krimtatarische Bevölkerung gekommen war.   
 

                                                 
80

 Vgl. Naselenije Kryma i Sewastopolja (Anm. 1), S. 5.  
81

 Abdruck des Gesetzes in: Nastenko, I.A. (Red.): Rossija i Krym [Russland und die Krim], 

in: Sbornik Russkogo istoriļeskogo obġļestwa. Tom 10 (158). Moskwa 2006, S. 322. 
82

 Vgl. Jobst, Kerstin S.: Geschichte der Ukraine. Stuttgart 2010, S. 239; Naimark (Anm. 79), 

S. 132.  
83

 Vgl. Simon (Anm. 6), S. 232. 
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 Vgl. Zofka, Jan: Postsowjetischer Separatismus. Die pro-russländischen Bewegungen im 

moldauischen Dnjestr-Tal und auf der Krim 1989-1995. Göttingen 2015, S. 90.  
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Die Vertreibung aus der Heimat sollte für alle Zeiten gelten, eine Rückkehr 

ausgeschlossen sein, so wollten es die sowjetischen Führer in dieser von den 

Wunden des Krieges geprägten Zeit. Wer den Verbannungsort verließ, dem 

drohte eine Freiheitsstrafe von fünf Jahren.
85

 Auf die Dauer waren die 

Betroffenen jedoch nicht bereit, sich mit ihrem Schicksal abzufinden. Nachdem 

man andere Sowjetvölker, die deportiert worden waren, rehabilitiert hatte, 

organisierte sich Ende der 1950er Jahre eine breite Bewegung der Krimtataren, 

die für die Rehabilitierung auch ihres Volkes und das Recht auf Rückkehr in das 

Land ihrer Väter eintrat. Man machte intensiv von der sozialistischen 

ĂEingaben-Demokratieñ Gebrauch. Tausende von individuellen Briefen und 

kollektiven Petitionen gingen an verschiedene sowjetische Instanzen. Es gab 

Protestversammlungen und zahlreiche samizdat-Schriften. Die Staatsmacht 

reagierte darauf mit ihren Mitteln, eine Reihe von Aktivisten der Bewegung 

wurde zu Lagerhaft verurteilt.
86

 

   

Der schwere Vorwurf, mit dem die Sowjets ihr Vorgehen gegen das Volk der 

Krimtataren begründeten, wurde über 20 Jahre lang aufrecht erhalten, ehe die 

politische Rehabilitierung schließlich erfolgte. Im September 1967 erging ein 

Dekret, in dem Ădie B¿rger tatarischer Nationalitªt, die fr¿her auf der Krim 

lebten,ñ vom Vorwurf der kollektiven Kollaboration mit den Deutschen 

freigesprochen wurden. Die Anschuldigung hat man als unbegründet 

zurückgenommen.
87

 Die gleichzeitige Feststellung, dass die Krimtataren 

nunmehr in Uzbekistan und anderen Unionsrepubliken fest verwurzelt seien, 

konnte nicht gerade als Einladung zur Rückkehr in die alte Heimat verstanden 

werden. Von einer Entschädigung für auf der Krim verlorengegangenes 

Vermögen war ohnehin nicht die Rede, und an eine Wiedererrichtung der 

Autonomie auf der Peninsula konnte unter diesen Umständen schon gar nicht 

gedacht werden. 

 

Andererseits wurde ausdrücklich festgehalten, dass die Volksgruppe fortan das 

Recht habe, sich überall auf dem Gebiet der Sowjetunion niederzulassen 

Ăentsprechend der geltenden Gesetzgebung über die Arbeitsbeschaffung und das 

Passwesen.ñ
88

 Damit war die entscheidende Einschränkung benannt. Zofka 

bringt es auf den Punkt, wenn er schreibt: ĂAber das Passregime und die 

Notwendigkeit einer (an Bedingungen wie Arbeitsplatz geknüpften) 

Registrierung am Wohnort verhinderten in der Praxis, dass sich die vormals 

deportierten Personen und deren Nachkommen wieder auf der Halbinsel 

                                                 
85

 Vgl. Allworth, Edward A. (Hrsg.): The Tatars of Crimea. Return to the Homeland. Studies 

and Documents, 2. Aufl., Durham 1998, S. 182.  
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 Vgl. Simon (Anm. 6), S. 279f. 
87

 Vgl. Simon, Gerhard: Die nationale Bewegung der Krimtataren, Teil I. Bundesinstitut für 

ostwissenschaftliche und internationale Studien, 30/1975. Köln 1975, S. 18.  
88

 Vgl. Simon (Anm. 87), S. 19. 
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niederlassen konnten.ñ
89

 Man kann unterstellen, dass die von Russen und 

Ukrainern besetzten Dienststellen auf der Halbinsel restriktiv bei der 

Anwendung der amtlichen Vorschriften vorgingen. Die traditionellen 

wechselseitigen Vorbehalte zwischen der ortsansässigen slawischen 

Bevölkerung einerseits und den Krimtataren andererseits hatten ï jenseits der 

öffentlichen Rhetorik ï weiterhin Bestand. Die Spannungen zwischen beiden 

Seiten finden in den kulturell-religiösen Unterschieden nur eine erste Erklärung. 

Hinzu kommen historische Narrative und Erfahrungen, die das Verhältnis 

nachhaltig belasten.
90

 Die Rehabilitierung erwies sich so als eine Geste ohne 

wirklichen Wert. Die Migrationszahlen der folgenden Jahre machten das 

deutlich, im Jahre 1979 bildeten die Krimtataren immer noch eine 

verschwindende Minderheit auf der Halbinsel. Es waren nur rund 5.400 

Personen registriert, das entsprach 0,3% der Gesamtbevölkerung.
91

     

                                         

Die politischen Veränderungen unter der Führung von Michail S. Gorbaļow 

machten es schließlich möglich, dass im November 1989 vom Obersten Sowjet 

der Sowjetunion eine Deklaration verabschiedet wurde, die über den 

Rehabilitierungsakt von 1967 hinausging und die gewaltsame Umsiedlung der 

Krimtataren für gesetzwidrig und verbrecherisch erklärte. Nun hat man ihre 

Rückführung in die alte Heimat zur offiziellen Regierungspolitik gemacht und 

ein spezielles Programm dafür ausgearbeitet.
92

 Die nachvollziehbare Furcht, 

dass die neue Politik nicht von Dauer sein und die Möglichkeit der Rückkehr 

wieder begrenzt oder ganz zunichte gemacht werden könnte, veranlasste viele 

Krimtataren, sich ohne langes Zögern auf den Weg zu begeben. An den Orten 
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 Zofka (Anm. 84), S. 90. 
90

 Nachdem die Halbinsel 1783 in das Russische Reich einverleibt worden war, ließen sich 

dort in wachsender Zahl Russen nieder. Die Krimtataren fühlten sich zunehmend verdrängt. 

Politisch und wirtschaftlich geschwächt sahen sich viele von ihnen zur Emigration 
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Cambridge 2007, S. 275.  
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ihrer Verbannung, wo sie gezwungenermaßen über Jahrzehnte gelebt hatten, 

hinterließen sie oftmals eine Lücke; sie fehlten nun als Arbeitskräfte. 

  

Unter den Rückkehrwilligen bzw. ihren Nachkommen interessierte man sich 

offenbar wenig für die Frage, ob 45 Jahre nach der Vertreibung überhaupt die 

notwendigen Voraussetzungen für ihre Aufnahme im Land ihrer Väter 

bestanden.
93

 ĂZu Hauseñ angekommen erwarteten sie gravierende materielle 

Probleme; es mangelte an Wohnraum und Arbeitsplätzen, an brauchbarem Land 

und finanzieller Unterstützung. Andere Leute lebten inzwischen in den Häusern, 

die früher von Krimtataren bewohnt waren, hatten die Arbeitsplätze in Industrie 

und Gewerbe übernommen und bestellten die Felder. Kiew hat mit seinen 

bescheidenen Mitteln Hilfe zur Wiedereingliederung geleistet,
94

 die über den 

ĂTropfen auf den heiÇen Steinñ nicht hinausging. Dennoch wurden Mitte 1991 

schon wieder über 142.000 Krimtataren auf der Peninsula registriert,
95

 und ihre 

Zahl sollte weiter steigen. Nach der Implosion der Sowjetunion taten sich 

weitere Schwierigkeiten auf. Wer nun erst zurückkehrte, befand sich auf einmal 

im Ausland. Der Erwerb der ukrainischen Staatsbürgerschaft barg manche 

bürokratische Hürde. 

 

 

                       Krimtatarische Heimkehrer vor ihrem Behelfsquartier  

             Quelle: Prochorow, Dmitrij/ Chrapunow, Nikita: Kratkaja istorija Kryma  

                [Kurze Geschichte der Krim]. Simferopoló 2013, S. 392. 
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Vor dem Hintergrund ihrer existenziellen Probleme und gefühlten 

Benachteiligung hat sich Unzufriedenheit unter den Heimkehrern ausgebreitet, 

was zu sozialen Spannungen, interethnischen Konflikten und 

Auseinandersetzungen mit der Ordnungsmacht führte. Die Krimtataren 

verstehen sich als indigenes Volk der Halbinsel mit Anspruch auf 

Gleichbehandlung und volle Integration in die Gesellschaft, ihre Bezeichnung 

als nationale Minderheit lehnen sie ab. Manche unter ihnen haben 

weitergehende Vorstellungen entwickelt. Mit Rückgriff auf die nationale 

Bewegung der Krimtataren und ihren Kampf um nationale Unabhängigkeit nach 

der Oktoberrevolution wurde bereits im Jahre 1991 der Anspruch auf einen 

souveränen Nationalstaat auf dem angestammten Territorium erhoben. Dafür 

gab es jedoch über 70 Jahre danach nicht die Spur einer Realisierungschance. 

 

Das Ende der Sowjetepoche ermöglichte den Krimtataren aber den Aufbau 

eigener politischer Strukturen auf der Halbinsel. Sie wählten eine 

Nationalversammlung (Kurultaj) und bildeten ein ständiges Exekutivorgan 

(Medschlis), ohne sich damit den entsprechenden staatlichen Institutionen 

gegenüber zu verweigern. Sie treten bei allgemeinen Wahlen mit ihren 

Kandidaten an und haben Mitte der 1990er Jahre eine Reihe von Mandatsträgern 

im regionalen Parlament gestellt. Danach nahm die Zahl der krimtatarischen 

Abgeordneten aufgrund von Wahlrechtsänderungen ab ï um so Ălautstärkerñ 

wurde die slawische Mehrheit.
96

  

 

 

 
                                Die Transfer-Entscheidung von 1954 

 

 

Anfang der 1950er kämpfte die Sowjetunion noch mit den Folgen des Zweiten 

Weltkriegs, weite Teile im Westen des Landes waren zerstört worden. Die Krim 

gehörte zu den Gebieten, die besonders unter den Kampfhandlungen gelitten 

hatten. Moskau musste die gewaltige Aufgabe des Wiederaufbaus alleine 

schultern, unter den bestehenden Bedingungen der Systemkonfrontation war 

jegliche Hilfe aus den USA oder anderen westlichen Staaten ï von beiden Seiten 

ï ausgeschlossen. Dennoch hatte zu dieser Zeit die Produktion der sowjetischen 

Schwerindustrie das Vorkriegsniveau in wichtigen Bereichen bereits 

überschritten, zu Lasten der Konsumgüterindustrie.  
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Der Tod Stalins am 5. März 1953 führte zu unerwarteten Veränderungen in der 

politischen Führung. Georgij M. Malenkow, der ĂKronprinzñ des Diktators, 

übernahm den Vorsitz im Ministerrat der UdSSR, verlor aber rasch an Einfluss 

in der Partei und damit an den Schalthebeln der Politik. Der machtvolle wie 

gefürchtete Chef der Staatssicherheit Lawrentij P. Berija wurde im Juni 1953 

verhaftet und später hingerichtet. Für den aufstrebenden Nikita S. 

Chruschtschow war der Weg geebnet, der ihn an die Spitze von Partei und Staat 

führen sollte. Im September 1953 wurde er Erster Sekretär des Zentralkomitees 

der Kommunistischen Partei der Sowjetunion.
97

 

 

Völlig überraschend hat die Moskauer Führung knapp ein Jahr nach dem Ende 

der Ära Stalin eine Entscheidung gefällt, die man für sich genommen als 

formalen innersowjetischen Akt ohne nennenswerte Bedeutung betrachten kann. 

Für das historisch-kulturelle Selbstverständnis der russischen Bevölkerung war 

es dagegen ein gewichtiger Vorgang: Das Präsidium des Obersten Sowjet der 

UdSSR beschloss am 19. Februar 1954 per Dekret, der Überführung der Krim 

aus dem territorialen Bestand der Russischen in den der Ukrainischen 

Sowjetrepublik zuzustimmen, Ăin Anbetracht der ökonomischen 

Gemeinsamkeit, der territorialen Nähe sowie der engen wirtschaftlichen und 

kulturellen Verbindungenñ zwischen der Halbinsel und der Ukraine. Formelle 

Grundlage war eine entsprechende gemeinsame Vorlage der Präsidien der 

Obersten Sowjets der Russischen Sowjetrepublik und der Ukrainischen 

Sowjetrepublik. Die politischen Impulse für die Aktion konnten freilich nur aus 

der Parteispitze gekommen sein. Die Öffentlichkeit hat Ende Februar durch die 

zentralen sowjetischen Zeitungen von der Entscheidung erfahren. Das Dekret ist 

dann durch Gesetz des Obersten Sowjet der UdSSR Ende April 1954 bestätigt 

worden.
98

 Formaler Anlass für den Transfer war die 300 Jahre zuvor, im Januar 

1654 geschlossene Vereinbarung von Perejaslaw, die Kommunisten feierten 

dieses historische Ereignis als Akt der Wiedervereinigung der Ukraine mit 

Russland.
99
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             Dekret des Präsidiums des Obersten Sowjet zum Krim-Transfer    

       Quelle: Nastenko, I.A. (Red.): Rossija i Krym [Russland und die Krim], in: Sbornik  

       Russkogo istoriļeskogo obġļestwa. Tom 10 (158). Moskwa 2006, S. 323. 

  

 

Die Argumentation, mit der die Gebietsübertragung begründet wurde, ist wenig 

überzeugend. Die ökonomische Gemeinsamkeit galt in der Sowjetunion für das 

ganze Land, insofern es in allen Politikfeldern von der Kommunistischen Partei 

zentralistisch geführt wurde und seine Volkswirtschaft zentraler Planung 

unterworfen war. Die großen Industriebetriebe unterstanden der Leitung von 

zentralen Branchenministerien in Moskau. Unter diesen Umständen war die 

Frage der territorial-administrativen Zugehörigkeit eines Gebiets innerhalb des 

staatlichen Aufbaus der Sowjetunion kaum von Belang. Die Ukraine besteht aus 

historisch und ökonomisch unterschiedlich geprägten Regionen, das stellte den 

bürokratischen Wirtschaftsmechanismus der Sowjets eher vor besondere 

Aufgaben. Nun kam noch die Krim hinzu, die sich mit ihren Gesundheits- und 

Erholungseinrichtungen deutlich von der Wirtschaftsstruktur gerade des 

benachbarten Donbass mit seiner beherrschenden Schwerindustrie abhebt. Die 

kulturellen Bande zum ukrainischen Nachbarn konnten die Maßnahme auch 

nicht tragen, diese bestanden (sofern sie bestanden) vºllig Ăgrenzenlosñ 

innerhalb der ganzen Union. Geographisch verbinden sehr schmale 

Landkorridore die Ukraine mit der Krim, vom russischen Territorium (bei 

Noworossijsk) ist die Halbinsel durch eine Meerenge von wenigen Kilometern 

                                                                                                                                                         

aus dem Bestand der RSFSR in den Bestand der USSR (JanuarïFebruar 1954)], in: 

Istoriļeskij archiw, H. 1, 1992, S. 44, 48, 49).     
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Breite getrennt. Allein diese Gegebenheit konnte die getroffene Entscheidung 

einigermaßen nachvollziehbar machen. 

  

Der politische Entschluss zum Transfer der Krim ist scheinbar erst gegen Ende 

des Jahres 1953 gefasst und dann ohne Zögern umgesetzt worden. Im Erlass zu 

den für Mitte März 1954 angesetzten Wahlen zum Unionssowjet der 

Sowjetunion, publiziert im zentralen Parteiorgan ĂPrawdañ am 13. Januar 1954, 

wurde die Krim noch als ein Wahlgebiet innerhalb der Russischen 

Sowjetrepublik ausgewiesen.
100

 Außerdem hat man auf eine für die damalige 

Zeit typische Verfahrensweise verzichtet: Es gab keine (gelenkte) Initiative Ăvon 

untenñ. Soweit ersichtlich wurde von der Parteibasis der beiden betroffenen 

Sowjetrepubliken keine ĂBitteñ an die politische Führung gerichtet, das Gebiet 

der Ukraine zu übertragen.
101

 Die Protokolle von den Parteikonferenzen der 

ukrainischen Kommunisten aus den Jahren 1949, 1952 und 1954 geben 

überhaupt keinen Hinweis auf ein Interesse der Partei, die Halbinsel an ihre 

Sowjetrepublik anzugliedern. Erst im Januar 1954 ist eine detaillierte Studie 

über die demographische Struktur und die wirtschaftlichen Verhältnisse der 

Peninsula für die Führung in Kiew vorbereitet worden, das war bestenfalls ein 

vager Hinweis auf mögliche Grenzverschiebungen.
102

   

 

Es ist nicht verlässlich zu klären, wer in der kommunistischen Führung für die 

politische Weichenstellung in der Krim-Frage verantwortlich war. Öffentlich hat 

keiner der damaligen Akteure die ĂVaterschaftñ für das Projekt übernommen, 

das war im Sowjetsystem auch nicht anders zu erwarten. Die inzwischen 

einsehbaren Dokumente geben darüber ebenfalls keine Auskunft. Es wird 

behauptet, Chruschtschow habe die Entscheidung praktisch allein zu 

verantworten.
103

 Dafür spricht seine Neigung zu eigenmächtigem Handeln, die 

er mehrfach gerade auch in politisch relevanten Fällen unter Beweis gestellt 

hat.
104

 Aber er wird als Erster Sekretär des Zentralkomitees zumindest eine 
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 Vgl. Tscherkassowa, Jekaterina: Sewastopol ï ein Bestandteil der Ukraine. Bundesinstitut 

für ostwissenschaftliche und internationale Studien. Aktuelle Analysen, Nr. 13/1999. Köln 

1999, S. 3. 
101

 An ein Referendum war schon gar nicht zu denken. Erstmals fand in der Sowjetunion ein 

Referendum über die Zugehörigkeit eines Gebiets in der Agonie des politischen Systems im 

Januar 1991 auf der Krim statt (s. dazu unten, Kapitel ĂRussische Anspr¿che an Kiewñ).  
102

 Vgl. Sasse (Anm. 91), S. 120.  
103

 Vgl. Rede des russländischen Präsidenten Vladimir Putin am 18. März 2014, in: 

Osteuropa, Jg. 64, H. 5-6, 2014, S. 88; Wolkogonow, Dmitri: Die sieben Führer. Frankfurt 

2001, S. 199f.           
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 Beispielsweise hat er im November 1958 die Rechte der Westmächte in Bezug auf Berlin 

öffentlich in Frage gestellt und dadurch eine internationale Krise heraufbeschworen, ohne 
zuvor vom Parteipräsidium dazu ermächtigt worden zu sein (vgl. Wettig, Gerhard: Sowjetische 

Deutschland-Politik 1953 bis 1958. Korrekturen an Stalins Erbe, Chruschtschows Aufstieg und der 

Weg zum Berlin-Ultimatum. München 2011, S. 146f.). Im Juli 1964 schickte er aus eigener 

Machtvollkommenheit seinen Berater Adģubej in die damalige Bundesrepublik Deutschland, 
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wesentliche Rolle gespielt haben. Man kann vermuten, dass er die politisch 

relevante Vorentscheidung gegenüber ihm nahestehenden Führungsgenossen 

angesprochen und dann gefällt hat,
105

 ohne in der Sache ein offizielles oder 

persönliches Dokument zu hinterlassen. 

  

In diesem Zusammenhang ist ein erst 1992 erschienener Zeitschriftenartikel aus 

der Feder seines damaligen Schwiegersohns und politischen Beraters Aleksej I. 

Adģubej zu erwähnen, in dem er unter anderem von einer gemeinsamen Visite 

mit Chruschtschow in Kiew im Oktober 1953 berichtet. Unter der Überschrift 

ĂWie Chruschtschow die Krim der Ukraine ¿bergabñ
 106

 schreibt Adģubej, dass 

sein Schwiegervater im Gespräch mit ukrainischen Parteiführern diese zur 

Mithilfe beim Wiederaufbau der Krim zu überreden suchte. ĂDort braucht man 

Südländer, die Gärten, Mais schätzen, und nicht Kartoffeln,ñ
107

 habe er geklagt. 

Weder das Zitat noch die übrigen Ausführungen in dem Beitrag sagen wirklich 

etwas aus über die Rolle Chruschtschows beim Krim-Transfer ï schon gar nicht 

über entsprechende Pläne. Der Autor relativiert seinen reißerischen Titel 

schließlich selbst mit der Feststellung, dass von einer formellen Übergabe der 

Halbinsel an die Ukraine bei diesem Treffen nicht die Rede war.
108

 

 

Offenbar hatte Chruschtschow schon einmal im Jahre 1944 das Ziel verfolgt, die 

Krim an die Ukraine anzugliedern.
109

 Ansatzpunkt war damals der Ruf nach 

ukrainischen Bauern, die als Ersatz für die verbannten Krimtataren auf der 

Halbinsel angesiedelt werden sollten. Er beklagte sich seinerzeit, so wird 

berichtet, im Gespräch mit einem ukrainischen Genossen darüber, dass 

jedermann etwas von der in Trümmern liegenden Ukraine wolle, und stellte die 

rhetorische Frage, ob die Ukraine als Gegenleistung nicht die Krim erhalten 

sollte.
110

 Aber es war nicht nur die Peninsula am Schwarzen Meer, auf die 

                                                                                                                                                         

um seinen geplanten Besuch in Bonn vorzubereiten (vgl. Neumann-Hoditz, Reinhold: 

Zeittafel, in: Talbott, Strobe (Hrsg.), Chruschtschow erinnert sich. Hamburg 1971, S. 591), 

der allerdings nie stattfand.     
105

 Vgl. Sasse (Anm. 91), S. 110. 
106

 Adģubej, Aleksej: Kak Chruġļow Krym Ukraine otdal [Wie Chruschtschow die Krim der 

Ukraine übergab], in: Nowoje wremja, Nr. 6, 1992, S. 21. 
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 Der Begriff ĂS¿dlªnderò (juģane) war zu Sowjetzeiten und ist heute eine Bezeichnung f¿r 

die Gebürtigen bzw. Bewohner der Kaukasusregion. In dem hier gebrauchten Kontext können 

damit auch die im Gebiet der nördlichen Schwarzmeerküste lebenden Menschen gemeint sein. 

Auf keinen Fall sind darunter explizit Ukrainer zu verstehen. Als ĂS¿drussenñ (oder 

ĂKleinrussenñ) wurden die Ukrainer in der Zarenzeit bis zu Beginn des 20. Jahrhunderts 

bezeichnet.   
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 Adģubej (Anm. 106), S. 21.  
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 In dieser Zeit war Chruschtschow 1. Sekretär des Zentralkomitees der Ukrainischen KP 

und Vorsitzender des Rates der Volkskommissare der Ukrainischen SSR. 
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 Vgl. Knyġewskij, Pawel: Ġtrichi k portretam kremljowskoj galerei (Notizen zu den Porträts 

der Kremlgalerie), in: Nowoje wremja, H. 9, 1994, S. 54; Taubman, William: Khrushchev. 

The Man and his Era. London 2003, S. 186. 
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Chruschtschow in diesen Jahren ein Auge geworfen hatte. Sein Interesse galt 

auch dem östlichen Zipfel der damaligen Tschechoslowakei, der Karpato-

Ukraine, das Gebiet wurde gleich nach Ende des Zweiten Weltkriegs Teil der 

Sowjetukraine. Für den Erwerb hatte er sich nachdrücklich engagiert.
111

 

Außerdem beanspruchte er ein zu Polen gehörendes, östlich von Lublin 

gelegenes Territorium, das er als historischen Boden der Ukraine ansah. Bei 

Stalin fand er damit kein Gehör. Der zog es vor, die dort lebenden Ukrainer 

Ăfreiwilligñ auf ukrainisches Gebiet umzusiedeln.
112

 Man kann den Bemühungen 

Chruschtschows in den genannten Fällen nur so viel entnehmen, dass es ihm um 

die Erweiterung des ukrainischen Staatsgebiets ging ï um allesamt 

multiethnisch besiedelte Territorien. Aus welchen Motiven er dieses Ziel 

verfolgte, ist offen geblieben.                   

   

Die verfügbaren Unterlagen geben keinen Hinweis darauf, dass in der Frage des 

Krim-Transfers eine inhaltlich zu nennende Debatte in den Gremien von Partei 

und Staat stattgefunden hat. Den amtlichen Niederschriften zufolge waren die 

Reden von politischen Floskeln und Beteuerungen beherrscht. Es wird lediglich 

mehrfach die Aussage dokumentiert, dass der Transfer Ăzweckmäßigñ sei.
113

 

Eine Begründung dazu bleibt jedoch aus. Ein führender Funktionär der 

sowjetischen Kommunisten stellte nur ergänzend fest, dass die Entscheidung 

vom Standpunkt der praktischen und politischen Zweckmäßigkeit vollkommen 

begründet sei.
114

 Ein Beitrag aus dem Mund des Vorsitzenden des Obersten 

Sowjet der Ukraine lässt allerdings aufhorchen. Er bezeichnete die 

Eingliederung der Krim in seine Sowjetrepublik als Ăeinen ªuÇerst 

bemerkenswerten Akt br¿derlicher Unterst¿tzung.ñ
115

 Es wird aber nichts 
darüber gesagt, wer oder was mit der Änderung der formalen staatsrechtlichen 

Zugehörigkeit des Gebiets innerhalb des Sowjetstaates unterstützt werden 

sollte.
116

 Vertreter der Krim und der Stadt Sewastopoló sind in den formalen 

Beratungsprozess einbezogen worden,
117

 aber es ist keine Wortmeldung, 

geschweige denn eine Anmerkung zur Sache von ihrer Seite bekannt. 
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 Vgl. Taubman (Anm. 110), S. 186.   
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 Vgl. Taubman (Anm. 110), S. 186. 
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 Vgl. ĂIskljuļitelôno zameļatelônyj aktñ (Anm. 99), S. 43, 52.  
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 Vgl. ĂIskljuļitelôno zameļatelônyj aktñ (Anm. 99), S. 51. 
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 ĂIskljuļitelôno zameļatelônyj aktñ (Anm. 99), S. 49.   
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 Das Gebiet brauchte zweifellos wirtschaftliche Hilfe, es war durch den Krieg gegenüber 

den Nachbarregionen zurückgefallen. Unabhängig von der staatsrechtlichen Zugehörigkeit der 
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 Vgl. ĂIskljuļitelôno zameļatelônyj aktñ (Anm. 99), S. 49; Sasse (Anm. 91), S. 109f. 
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Es war auch kein Anlass gegeben, mit Blick auf den sowjetischen 

Nationalitätenföderalismus über einen Wechsel der politischen Zugehörigkeit 

der Halbinsel aufgrund veränderter ethnischer Zusammensetzung ihrer 

Bevölkerung nachzudenken. Zwar sind Ukrainer in beträchtlicher Zahl ab 

Spätsommer 1944 dorthin umgesiedelt worden,
118

 von denen allerdings nicht 

wenige nach kurzer Zeit wegen unbefriedigender Lebensbedingungen am Ort in 

ihre alte Umgebung zurückzukehrt sind.
119

 Weder Umsiedlungsaktionen noch 

ungesteuerte Binnenmigration haben zu irgendeinem Zeitpunkt die russische 

Bevölkerungsmehrheit auf der Krim in Frage gestellt. 

   

Da keine inhaltliche Begründung für den Transfer von Seiten der damaligen 

Akteure bekannt ist, hält bis heute das ĂRªtselratenñ ¿ber die Motive für die 

Entscheidung an. In der Literatur sind diverse Vermutungen angestellt worden, 

von denen hier nur einige erwähnt werden sollen. Nach Meissner verfolgte der 

Parteichef mit der Abtretung des Gebiets an die Ukraine das Ziel, die Bindung 

zwischen den Sowjetrepubliken Russland und Ukraine zu festigen.
120

 Ähnlich 

äußert sich Kappeler, wenn er schreibt, dass Chruschtschow mit der Aktion Ădie 

Ukrainer als Juniorpartner f¿r die Leitung des āUnternehmens Sowjetunionó zu 

gewinnen suchte.ñ
121

 Nach anderer Lesart ist die Entscheidung in 

Zusammenhang mit den Machtkämpfen im Kreml nach Stalins Tod zu sehen. 

Chruschtschow habe sich mit diesem ĂGeschenkñ die Unterst¿tzung der 

ukrainischen Parteiführung bei der Durchsetzung seines Führungsanspruchs 

sichern bzw. sich dieser gegenüber für geleistete Unterstützung erkenntlich 

zeigen wollen.
122

 Für Wolkogonow ist der Transfer-Entschluss einfach nur aus 
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 Offenbar waren die Umsiedlungen nicht als Maßnahme gedacht, um die Basis der 

ukrainischen Nationalisten im Westen der Sowjetukraine zu schwächen, die noch in den 
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einer Laune heraus, Ăaus heiterem Himmelñ gefallen.
123

 Denkbar ist auch, dass 

rein persönliche, emotionale Beweggründe die Entscheidung beeinflusst haben. 

Mit der Ukraine war Chruschtschow gefühlsmäßig eng verbunden.
124

     

   
Äußerlich hat die russische Bevölkerung die Krim-Entscheidung der 

kommunistischen Parteielite passiv registriert, dazu hatte sie keine Alternative. 

All erdings kam aus den Reihen der Partei selbst, die nach der Praxis des 

Ădemokratischen Zentralismusñ straffer Disziplin unterlag, vereinzelt verdeckter 

bzw. nichtöffentlicher Protest. Zu erwähnen ist hier die Sitzung des Präsidiums 

des Obersten Sowjet der Russischen Sowjetrepublik von Anfang Februar 1954, 

auf deren Tagesordnung die Abtretung der Krim an die Ukraine stand. An der 

Tagung haben nur 15 der 26 Mitglieder des Gremiums teilgenommen. Im 

Sitzungsprotokoll ist kein einziger Redebeitrag vermerkt, es wird lediglich der 

Beschluss über den Transfer des Gebiets mit der erwähnten formalen 

Begründung wiedergegeben.
125

 Waren Protokolle dieser Art und mangelnde 

Präsenz in der Praxis des Präsidiums nicht unbekannt, so handelte es sich hier 

doch um eine Entscheidung von einiger Bedeutung, nämlich über einen 

symbolträchtigen Ort für die Russen, dessen war man sich in den obersten 

Parteikreisen durchaus bewusst. Eigentlich wäre hier eine propagandistische 

Stellungnahme zu erwarten gewesen, die den Transfer unterstützt, um dem 

vorgegebenen Votum den gewünschten Nachdruck zu verleihen. Mit Nikolaj J. 

Azarow, führender Politiker der postsowjetischen Ukraine, kann man davon 

ausgehen, dass die Mitglieder des Präsidiums des russischen Obersten Sowjet 

durch ihr Verhalten ein Zeichen der Ablehnung setzen wollten gegenüber der 

Parteispitze.
126

 Protest gegen den Transfer-Beschluss kam auch vom 1. Sekretär 

                                                                                                                                                         

Solche Motive standen womöglich auch hinter seiner Personalpolitik, die er als Chef der 

Partei und später auch als Vorsitzender des Ministerrats der Sowjetunion betrieb. 

Chruschtschow hat in diesen Funktionen dafür gesorgt, dass zahlreiche Genossen aus der 

ukrainischen Partei in wichtige Positionen im Moskauer Partei- und Staatsapparat kamen. So 

stieg der ukrainische Anteil an den Mitgliedern und Kandidaten des Zentralkomitees der 

sowjetischen KP zwischen 1952 und 1961 von 6,8 auf 18,5 Prozent (vgl. Kappeler (Anm. 

121), S. 231). Kein anderes unter den sowjetischen Völkern hat unter Chruschtschow seine 

Präsenz an der Spitze von Partei und Staat stärker erhöht als das ukrainische (vgl. Hildermeier 

(Anm. 14), S. 785).     
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der Kommunistischen Partei auf der Krim, der daraufhin kurzerhand seines 

Amtes enthoben wurde.
127

 

   

 

 

                                Dem Ende der Sowjetunion entgegen 

 

 

Nach dem 20. Parteitag der Kommunistischen Partei im Jahre 1956 haben sich 

bedeutende Veränderungen im ganzen Land vollzogen, so auch auf der Krim. 

Politische Gefangene kamen frei und konnten in die Heimat zurückkehren, ein 

Teil der Opfer des stalinistischen Terrors wurde rehabilitiert. Der materielle 

Lebensstandard der breiten Bevölkerung verbesserte sich, und eine relativ 

liberale Innen- und Kulturpolitik schaffte Freiräume für die multinationale 

Sowjetgesellschaft. Das ĂTauwetterñ
128

 war jedoch nicht von Dauer, schon nach 

wenigen Jahren leitete die Partei den Rückzug ein.  

 

Nach dem Transfer ist der Anteil der Ukrainer an der Gesamtbevölkerung auf 

der Krim bei insgesamt gestiegener Einwohnerzahl weiter angewachsen. Im 

Jahre 1939 betrug er rund 13,7%, stieg bis 1959 auf 22,3% und erhöhte sich in 

den Jahren danach noch leicht.
129

 Neuerliche Anstrengungen zur Russifizierung 

des öffentlichen Lebens in der ganzen Union sind nach dem Zweiten Weltkrieg 

unternommen worden, nachdem Stalin noch einmal die führende Rolle der 

russischen Nation innerhalb der sowjetischen Völkergemeinschaft 

hervorgehoben hatte.
130

 Entsprechend verstärkte sich der Assimilierungsdruck 

auf die nichtrussischen Sowjetbürger. Auf der Krim haben immer mehr Ukrainer 

Russisch als Muttersprache übernommen,
131

 und in weiten Teilen der Ukraine 
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hat das Russische unter ethnischen Ukrainern wachsende Verbreitung 

gefunden.
132

 

 

Dem im Oktober 1964 gestürzten Chruschtschow folgte Leonid I. Breģnew nach, 

dessen Amtszeit innenpolitisch von Restauration und Stagnation geprägt war. 

Die Wahrung des Status quo auf allen gesellschaftlichen Ebenen vergrößerte den 

Entwicklungsabstand zu den westlichen Ländern zusehends. Die politischen 

Erben Breģnews, der im November 1982 gestorben ist, übernahmen die 

Verantwortung in einem als ĂSupermachtñ wahrgenommenen Land, dessen 

sozialistisches Gesellschaftsmodell aber erkennbar gescheitert war. Mit Jurij W. 

Andropow und Konstantin U. Ļernenko folgten zwei Parteichefs, die beide nach 

kurzer Amtszeit verstarben und mit ihrer Politik keine nachhaltigen Akzente 

gesetzt haben.  

 

Die Krim verfügte zu dieser Zeit über eine diversifizierte Wirtschaftsstruktur. 

Die Landwirtschaft hatte nach wie vor große Bedeutung. Dank der klimatischen 

Bedingungen können nicht-alltägliche Gemüse- und Obstsorten angebaut sowie 

profitabler Weinbau betrieben werden. Anfang der 1960er Jahre hat man mit 

dem Bau eines Systems von Kanälen begonnen, die seit ihrer Fertigstellung die 

Trockengebiete im Norden der Halbinsel mit Wasser des Dnepr versorgen. Im 

Heilwesen und Fremdenverkehr behauptete die Krim ihre zentrale Rolle, unter 

den Sowjetbürgern genoss sie große Beliebtheit. Viele Millionen Menschen 

haben dort Gesundung und Erholung gesucht. Einen bedeutenden Faktor der 

Wirtschaftskraft stellte die Schwerindustrie dar. Die sowjetische 

Schwarzmeerflotte war wichtigster Auftraggeber für die Werften und die 

entsprechenden Zulieferindustrien am Ort. Produktionsstätten der Chemie- 

sowie der Konsum- und Verbrauchsgüterindustrie komplettierten das Bild.
133

 

Zur Lösung der Energieprobleme begann man 1976 mit dem Bau eines 

Kernkraftwerks im Osten der Halbinsel. Ende der 1980er Jahre wurde das 

Projekt abgebrochen, die Anlage teilweise demontiert und der Rest dem Verfall 

preisgegeben.  

 

Der im März 1985 in die Führungsposition aufgestiegene Gorbaļow war nicht 

in der Lage, mit seiner Reformpolitik, die unter den Schlagworten Ăperestojkañ 

(Umgestaltung) und Ăglasnostóñ (Offenheit, Transparenz) internationale 

Aufmerksamkeit weckte, die grundlegenden strukturellen Probleme des 
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 Die Ukrainer galten lange Zeit als Ăregionale Variante der russischen Nation, im Westen 
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Sowjetstaates zu lösen. Angesichts zunehmenden gesamtgesellschaftlichen 

Verfalls und unter dem Druck seiner politischen Widersacher stehend, unter 

denen der Präsident der Russischen Sowjetrepublik Boris N. Jelôcin die führende 

Rolle spielte, schließlich geschwächt durch einen Putschversuch führender 

Repräsentanten von Partei und Staat verlor er jegliche Macht mit der Auflösung 

der Sowjetunion Ende des Jahres 1991. 

 

 
 

                                      Russische Ansprüche an Kiew 

 

 

Der Zusammenbruch der UdSSR und mit ihr der sozialistischen 

Gesellschaftsordnung hatte für die Menschen überall im Land gravierende 

Konsequenzen. Die Hoffnungen auf Bewahrung grundlegender 

Gemeinsamkeiten im Rahmen der nachfolgenden Gemeinschaft Unabhängiger 

Staaten, auf Erhalt der Wirtschafts- und Währungseinheit beispielsweise, 

erfüllten sich nicht. Aus der Konkursmasse des Sowjetstaates erwuchsen 

selbständige Republiken, die sich vor der Notwendigkeit sahen, eine 

grundlegende Transformation ihrer Wirtschafts- und Sozialsysteme 

durchzuführen. Die gesellschaftliche Krise war allgegenwärtig, unabhängig vom 

jeweils eingeschlagenen Transformationsweg. Auf der Krim blieben die großen 

Urlauberströme aus, und die industrielle Produktion halbierte sich in der Zeit 

von 1990 bis 1995.
134

 Armut und Elend, aber auch Desorientierung angesichts 

der politischen und gesellschaftlichen Veränderungen breiteten sich in der 

Bevölkerung aus. 

 

Es konnte nicht verwundern, dass nach dem Ende der Sowjetunion der Krim-

Transfer des Jahres 1954 von Politikern und Publizisten sowohl in Moskau als 

auch auf der Krim kritisiert und als verfassungswidrig bezeichnet wurde.
135

 Das 
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 Das Transfer-Verfahren hatte zweifellos nicht den einschlägigen Regelungen der 

sowjetischen Verfassung entsprochen und war daher rechtswidrig. Weder hatte der Oberste 
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russische Parlament fasste in den frühen 1990er Jahren Beschlüsse, in denen es 

einmal die damalige Übergabe der Halbinsel an die Ukraine für ungültig 

erklärte, ein anderes Mal (nur) die Zugehºrigkeit von Sewastopoló zur Ukraine 

in Frage stellte.
136

 Namhafte Vertreter der russischen Öffentlichkeit pflichteten 

dem bei. Das Kommunalparlament von Sewastopoló meldete sich zu Wort und 

erklärte, dass die Stadt ein Teil Russlands sei.
137

 Präsident Jelzin dagegen lehnte 

territoriale Ansprüche gegenüber dem Nachbarland ab, ließ jedoch verlauten, 

dass Sewastopoló f¿r ihn eine russische Stadt sei.
138

 Von russischer Seite kam 

zudem die Forderung, die aus der Sowjetzeit übernommenen Grenzen zwischen 

den ehemaligen Sowjetrepubliken generell zu überprüfen. Die Begründung 

lautete, dass sich mit der Auflösung der Sowjetunion eine gänzlich neue 

Situation ergeben habe. Die Grenzen hätten früher nur als eine Art 

Demarkationslinie zwischen den Unionsrepubliken gegolten, nun seien sie mit 

einem ĂFederstrichñ zu Grenzen zwischen souverªnen Staaten hochgestuft 

worden.
139

 

 

Der separate Anspruch auf Sewastopoló wurde aus dem Sonderstatus der Stadt 

in der Sowjetzeit  hergeleitet. Sie hatte im Oktober 1948 Aufnahme in den Kreis 

der sowjetischen Städte gefunden, die als selbständige Wirtschafts- und 

Verwaltungszentren mit eigenem Haushalt geführt wurden und der Regierung 

der Russischen Sowjetrepublik als republikunmittelbare Orte direkt unterstellt 

waren.
140

 Die Übergabe des Verwaltungsgebiets Krim 1954 an die Ukraine sei 

also ohne Sewastopol erfolgt, so wurde argumentiert, weil die Stadt ihrem 

Rechtsstatus nach nicht (mehr) dazugehörte. Mit einer solchen Forderung konnte 

man politischen Druck erzeugen, rechtlich aber war sie nicht haltbar. Der Status 

der Stadt innerhalb des Sowjetföderalismus hat sich mit der Maßnahme von 

1948 nicht geändert, sie ist Teil des Verwaltungsgebiets Krim geblieben.
141

 

Folgerichtig ist Sewastopoló nach der ¦bergabe der Halbinsel an die Ukraine 

auch nur als republikunmittelbare Stadt aus der russischen Verfassung 

gestrichen und mit dem gleichen Rang in die Verfassung der Ukraine 

aufgenommen worden. 
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Die Ansprüche blieben nicht ohne Wirkung, sie belasteten die Atmosphäre 

zwischen den beiden Nachbarstaaten. Für die große Mehrheit der politischen 

Akteure in Russland musste jedoch bald klar geworden sein, dass es für eine 

Abtrennung der Krim oder auch nur des Flottenst¿tzpunktes Sewastopoló von 

der Ukraine auf friedlichem Weg keine realistische Chance gab, da von Kiew 

alle diesbezüglichen Forderungen zurückgewiesen wurden. Eine Verschärfung 

der Situation, eine Eskalation bis hin zum bewaffneten Konflikt, wie man es in 

anderen postsowjetischen Regionen erlebte, war keine Option. Raum bestand 

allenfalls für kleinere Grenzkorrekturen, die im Einvernehmen zwischen den 

beiden Staaten möglich waren.  

 

Für Moskau haben die Krim und die Hafenstadt Sewastopoló aus militªr-

strategischer Perspektive, für die Sicherung des ganzen südrussischen Raumes 

zentrale Bedeutung. Diese Tatsache vor allem stand hinter den russischen 

Ansprüchen. Vergeblich hatte man gleich nach dem Zusammenbruch der 

Sowjetunion gefordert, dass eine einheitliche, russisch-ukrainische 

Schwarzmeerflotte auf der Krim erhalten bleiben müsse. Aus Sicht der 

russischen Militärs schien das wegen möglicher Bedrohungen durch die NATO 

und insbesondere durch die Türkei notwendig.
142

 Unabhängig von militärischen 

Gesichtspunkten hat die Halbinsel für viele Russen symbolische Bedeutung, 

weil hier die Christianisierung des Landes im späten 10. Jahrhundert ihren 

Anfang nahm und die ĂWiegeñ ihrer Nationalkultur steht. Wladimir Putin hat 

die sakrale und zivilisatorische Relevanz der Krim für sein Land mit der des 

Tempelbergs für Juden und Muslime verglichen.
143

 Sie verkörpert zudem den 

Anspruch Russlands auf nationale und militärische Größe. Die Verteidigung von 

Sewastopoló im Jahre 1854/55 wªhrend des Krimkriegs und der zªhe 

Widerstand der Stadt gegen die deutschen Truppen im Zweiten Weltkrieg stehen 

für Tapferkeit und Ruhm im Kampf um den russischen Boden, aber auch für die 

Leidensfähigkeit und Opferbereitschaft des ganzen Volkes. Daneben gibt es 

nicht wenige, die mit der Halbinsel nur Erholung oder Genesung in reizvoller 

Natur verbinden. 

 

 

 

                             Die Stunde des russischen Separatismus 

 

 

Der zunehmende Verfall des Sowjetsystems und der staatlichen Autorität in der 

Gorbaļow-Ära hat es möglich gemacht, dass sich prorussischer Separatismus 

auf der Krim öffentlich zu Wort melden und schnell an Bedeutung gewinnen 

konnte. Die politische Stimmung im russischen Bevölkerungsteil ließ erkennen, 
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143
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dass sie sich zu keinem Zeitpunkt mit dem Krim-Transfer von 1954 

abgefunden
144

 und keinen inneren Bezug zur Ukraine aufgebaut hatte. Die 

Separatisten ergriffen die Initiative zur Durchführung eines Referendums, das 

im Januar 1991 stattfand, also knapp ein Jahr vor dem Ende der Sowjetunion. 

Die Bevölkerung sollte über die Wiedereinführung einer Autonomen 

Sowjetrepublik Krim abstimmen.
145

 Dabei war an ein Staatswesen außerhalb der 

Ukraine aber innerhalb der Sowjetunion gedacht, und zwar als selbständiges 

Föderationssubjekt im Rahmen des von Gorbaļow geplanten neuen 

Unionsvertrages.
146

 Das Begehren richtete sich nicht gegen die auf der Krim 

lebenden Ukrainer, Gegner war das politische Kiew. 

 

Nach amtlichen Angaben beteiligten sich knapp 81,4% der stimmberechtigten 

Bevölkerung an dem Referendum, von denen eine überwältigende Mehrheit von 

rund 93,3% für die Autonomie votierte.
147

 Die zurückgekehrten Krimtataren 

dürften ganz überwiegend der Abstimmung fern geblieben sein oder gegen das 

Projekt gestimmt haben. In ihren Augen diente der Urnengang nur dem 

Dominanzstreben der Russen. Angesichts der aus der Vergangenheit 

erwachsenen Belastungen im interethnischen Verhältnis und mancher 

Konfrontation mit russischen Nationalisten in der Gegenwart gab es für sie nur 

die Alternative einer Kiew-zugewandten Haltung,
148

 wenngleich die 

Ressentiments gegenüber allem Slawischen in ihren Kreisen die Ukrainer nicht 

gerade zum Ănat¿rlichenñ Verb¿ndeten machten. 

 

Die staatsrechtliche Konstruktion, wie sie sich die Separatisten vorstellten, war 

im Rahmen des herkömmlichen Sowjetföderalismus nicht realisierbar. 

Autonome Sowjetrepubliken gab es nur als integrale Bestandteile von einzelnen 

Sowjetrepubliken und nicht in Gleichordnung mit diesen. Offenbar setzten die 

Betreiber des Referendums auf eine weitgehende Gleichrangigkeit von 

Unionsrepublik und Autonomer Republik im zukünftigen neuen Unionsvertrag, 
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wie es von Gorbatschow ja auch geplant war, der damit Anreize für Autonome 

Sowjetrepubliken zum Verbleib in der Union schaffen wollte.
149

 Die Prinzipien 

Leninôscher Nationalitªtenpolitik  waren zu diesem Zeitpunkt Ăverblasstñ, 

ideologisch begründete Widerstände gegen eine russische ASSR waren nicht zu 

erwarten.  
 

Die Initiative der Separatisten fand in Moskau nicht die notwendige 

Aufmerksamkeit, daran konnte auch das überwältigende Abstimmungsergebnis 

nichts ändern. Der Abschluss eines neuen Unionsvertrages stand zu diesem 

Zeitpunkt nicht bevor, in der schweren Krise des Sowjetsystems beherrschten 

wichtigere Probleme die politische Agenda, da war die Krim-Frage 

nebensächlich. Und in der Ukraine konnte niemand ein Interesse an der 

Abtrennung der Halbinsel haben. Unter den bestehenden Umständen war die 

Position Kiews aber zu schwach, um den Protagonisten der Separation ein 

entschiedenes Veto entgegenzusetzen. Die Politik war voll damit beschäftigt, 

das wirtschaftliche und soziale Desaster im Lande zu verwalten, das noch 

schlimmere Ausmaße als in Russland erreichte. Erschwerend kam hinzu, dass es 

den ukrainischen Verantwortlichen in allen Politikfeldern an Sachkompetenz 

und Eigenerfahrung nach Jahrzehnten der Unterordnung unter den Moskauer 

Führungsanspruch fehlte. Es kam zu einem Kompromiss: Die Peninsula erhielt 

kurzerhand den Status einer Autonomen Sowjetrepublik als Teil der im Übrigen 

unitarisch aufgebauten Ukrainischen Sowjetrepublik. Das gefundene Modell war 

insofern nicht unproblematisch, als es die regionale Identität der Krim-

Bewohner förderte und die Gefahr barg, dass nun Autonomiebestrebungen in 

anderen Regionen des Landes ï etwa im Donbass ïAuftrieb erhalten würden.
150

 

  

Anfang Dezember 1991 hat die Gesamtbevölkerung der Ukraine in einem 

Referendum für die Unabhängigkeit ihres Staates votiert. Landesweit haben sich 

90,3% der Abstimmenden dafür ausgesprochen, auf der Krim waren es nur 

54,2%.
151

 Die Peninsula war nun Autonome Republik innerhalb der souveränen 

Ukraine. Offenbar bevorzugten viele der wenige Monate zuvor noch auf 

Abspaltung drängenden Bewohner der Halbinsel den Status quo angesichts der 

völlig unklaren Zukunftsperspektiven zu dieser Zeit. Wer damit die Frage der 

staatlichen Zugehörigkeit des Gebiets gelöst glaubte, sah sich jedoch schnell 

getäuscht. 

    

Gestärkt durch das Abstimmungsergebnis vom Januar 1991 wollten sich die 

separatistischen Kräfte sehr bald mit dem Erreichten nicht mehr zufriedengeben. 
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Mit einer im Mai 1992 vom Regionalparlament verabschiedeten Verfassung 

erklärte sich die Krim zur souveränen Republik, die zur Ukraine gehören und 

gleichzeitig in einer Art konföderaler Beziehung zum ukrainischen Staat stehen 

sollte. Danach konnte sie über eigene Sicherheitsstrukturen verfügen und eine 

unabhängige Außenpolitik betreiben, beides Kernelemente eines souveränen 

Staates. Das Kiewer Parlament verweigerte umgehend die notwendige 

Zustimmung zu dem Verfassungswerk. Politischer Druck und die Bereitschaft 

zum Kompromiss machten eine Revision der Vorlage möglich. Wenige Monate 

später lag ein veränderter Verfassungsentwurf vor, in dem die Krim nunmehr als 

konstitutiver Bestandteil der Ukraine verortet war.
152

 Das revidierte Grundgesetz 

wurde im September 1992 in Simferopoló verabschiedet.  

   

Der Separatismus konnte dadurch aber nicht zum Schweigen gebracht werden. 

Er behielt die Unterstützung der russischen Krim-Bevölkerung und zeigte sich 

entsprechend selbstbewusst. Außerdem erfreute er sich der politischen und 

finanziellen Förderung durch Moskauer Kreise und fand Zustimmung unter den 

Besatzungsmitgliedern der Schwarzmeerflotte, die freilich offiziell  neutral 

bleiben mussten und sich nicht an politischen Aktionen beteiligen oder 

politischen Organisationen beitreten durften.
153

 Die Bewegung gewann 

weiterhin an Einfluss, der im Jahre 1994 einen Höhepunkt erreichte. Es wurde 

das Amt eines ĂPrªsidentenñ der Krim eingeführt und ein Amtsinhaber gewählt, 

der sich auf eine große Mehrheit in der Bevölkerung stützen konnte. 

Gleichzeitig verhalf ein klares Wählervotum den Separatisten zu einer 

bequemen absoluten Mehrheit in der regionalen Volkvertretung. 

 
Die Hochstimmung sollte jedoch sehr bald ihr Ende finden. Die Wahlsieger 

gerieten untereinander in heftige Auseinandersetzungen, die Konfliktlinien 

verliefen zwischen  Parlament und ĂPräsidentñ sowie innerhalb der mit Abstand 

größten Parlamentsfraktion, die in mehrere Teile zerfiel.
154

 Die Peninsula befand 

sich in einer schwierigen Lage: Die wirtschaftliche Entwicklung war äußerst 

unbefriedigend, Arbeitslosigkeit und Armut belasteten das soziale Klima. Den 

staatlichen und kommunalen Behörden fehlten die notwendigen Finanzmittel zur 

Erfüllung ihrer Aufgaben. Hinzu kamen eine hohe Kriminalitätsrate und eine 

stattliche Zahl von kriminellen Organisationen, Ădie untrennbar mit regionaler 

und lokaler Politik verkn¿pftñ waren.
155

 Undemokratisches und rechtswidriges 

Verhalten in einem ungefestigten politischen System verschärften die Situation 

dramatisch, so dass zeitweise das politische Chaos im Machtkampf zwischen 
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ĂPrªsidentñ und Volksvertretung drohte. Am Ende konnte sich das ĂHohe Hausñ 

als Sieger fühlen.
156

   

  

Zur gleichen Zeit kam es zu politischen Veränderungen in Kiew. Mitte 1994 

wurde mit Leonid D. Kuļma eine Persönlichkeit zum ukrainischen Präsidenten 

gewählt, deren politisches Programm den Vorstellungen der Krim-Russen 

entgegenkam. Der neue Mann trat für die Aufwertung der russischen Sprache in 

der Ukraine, die Stärkung seiner Regionen sowie eine Annäherung seines 

Landes an Russland ein. Dadurch entspannte sich das Verhältnis zwischen 

Simferopoló und Kiew. Der Staatspräsident wurde nun zu einem gefragten 

Gesprächspartner der zerstrittenen Parteien auf der Halbinsel, die ihn umwarben, 

um Unterstützung für ihre jeweiligen politischen Interessen zu bekommen.
157

 

 

Das hinderte Kuļma nicht, sich an die Spitze einer Politik zu stellen, die den 

Verantwortlichen auf der Krim klare Grenzen aufzeigen sollte. Die Schwächung 

des russischen Separatismus durch die internen Konflikte nutzend gelang es im 

März 1995, das Amt des quasi-Staatsoberhaupts der Krim, das jeder 

Rechtsgrundlage entbehrte und zu keinem Zeitpunkt von Kiew anerkannt 

worden war, ohne großen Widerstand abzuschaffen und die gesamte Region 

dem Präsidenten in Kiew zu unterstellen, was einer faktischen Aufhebung der 

Autonomie gleichkam. Das Parlament in Simferopoló wurde ultimativ 

aufgefordert, eine neue Regionalverfassung zu erarbeiten, anderenfalls drohte 

seine Auflösung.
158

 Die Zentralgewalt hat am Ende die Oberhand gegenüber 

regionalen Politikern erlangt, die am Ăk¿rzeren Hebelñ saÇen und durch ihre 

internen Machtkämpfe nur beschränkt handlungsfähig waren.  

  

Nach der Verabschiedung der ersten ukrainischen Verfassung seit der 

Unabhängigkeitserklärung im Juni 1996 und eines neuen Verfassungswerks für 

die Krim Ende 1998
159

 trat eine gewisse Konsolidierung der politischen 

Verhältnisse ein. Es hatte langwieriger Verhandlungen mit Kiew bedurft, um 

substanzielle Autonomierechte für die Peninsula bewahren zu können. Als 
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Autonome Republik
160

 innerhalb des ukrainischen Staates verfügt die Krim über 

eine Reihe regionaler Kompetenzen, die sie im Rahmen der durch die 

gesamtstaatliche Verfassung gesetzten Grenzen wahrnehmen kann. Das Kiewer 

Grundgesetz lässt keinen Zweifel an der Ablehnung jedweden föderalistischen 

Gedankens aufkommen, historisch gewachsene Strukturen sowie ethnische und 

kulturelle Vielfalt
161

 waren seinen Schöpfern offenbar keine hinreichenden 

Argumente für einen Bundesstaat. Die Sorge um die staatliche Einheit, so 

scheint es, war übermächtig. Apodiktisch heißt es in Art. 2, dass die Ukraine ein 

unitärer Staat ist. Die Autonome Republik Krim findet ihren Platz neben 

Landkreisen, Städten, Dörfern etc. im System der administrativ-territorialen 

Ordnung des Landes (Art. 133).                                           
 

 

 

                            Interessenausgleich durch Vertragspolitik 

 

                                         

Ungeachtet mancher Konflikte in postsowjetischer Zeit zwischen der 

Russländischen Föderation und der Ukraine ï etwa wegen der russischen 

Territorialansprüche, wegen ukrainischer Schulden für russische 

Energielieferungen oder der von Moskau behaupteten illegalen Entnahme von 

Gas aus den über ukrainisches Territorium verlaufenden Pipelines ï haben 

zwischen beiden Ländern bis in die Wintermonate 2013/14 hinein intensive 

politische Beziehungen bestanden. Die lange gemeinsame Geschichte, das 

gemeinsam erlittene Leid in den Jahren des Stalinismus und des Zweiten 

Weltkriegs, enge wirtschaftliche Verflechtung sowie persönliche und familiäre 

Bande haben diesen Beziehungen einen besonderen Charakter gegeben.  

   

Einen herausragenden Stellenwert für das bilaterale Verhältnis haben zwei 

Vertragswerke erlangt, und beide sind insbesondere für die Krim und ihre 

Bewohner relevant. Der im Mai 1997 unterzeichnete Vertrag über Freundschaft, 

Kooperation und Partnerschaft zwischen Russland und der Ukraine
162

 verfolgt 
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 ĂAutonome Republik Krimñ ist als offizielle Bezeichnung erst im September 1994 

eingeführt worden. 
161

 Traditionell besonders ausgeprägt ist die kulturelle Vielfalt auf der Krim. Eine 

repräsentative Umfrage vom Herbst 2008 gibt ein Beispiel dafür. Danach fühlten sich 55,5% 

der Befragten der russischen, 14,6% der sowjetischen, 8,6% der krimtatarischen und 8,3% der 

ukrainischen Kultur verbunden (vgl. Tabellen und Grafiken: Umfragen zur kulturellen 

Orientierung der Bevölkerung der Krim, S. 1). 

http://www.bpb.de/internationales/europa/ukraine/154462/tabellen-und-grafiken-umfragen-

zur-kulturellen-orientierung-der-bevoelkerung-der-krim    
162

 Treaty between the Russian Federation and Ukraine on Friendship, Cooperation and 

Partnership, in: The Ukrainian quarterly. A journal of Ukrainian and international affairs, vol. 

LIII, No. 1-2, 1997, S. 144ff.  

http://www.bpb.de/internationales/europa/ukraine/154462/tabellen-und-grafiken-umfragen-zur-kulturellen-orientierung-der-bevoelkerung-der-krim
http://www.bpb.de/internationales/europa/ukraine/154462/tabellen-und-grafiken-umfragen-zur-kulturellen-orientierung-der-bevoelkerung-der-krim
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das Ziel, eine dauerhafte Grundlage für normale Beziehungen zwischen den 

selbständig gewordenen Nachbarstaaten zu schaffen. Voraussetzung dafür ist die 

Bereitschaft zu Kompromissen gewesen, die nicht bei allen Beteiligten 

selbstverständlich war. Auf der parlamentarischen Ebene hat es in beiden 

Ländern große Widerstände gegen das Abkommen gegeben, so dass sich der 

Ratifizierungsprozess lange hinauszögerte.
163

 Im Hinblick auf die Krim ist Art. 2 

des Vertrages hervorzuheben, danach erkennen beide Parteien die territoriale 

Integrität des Nachbarn an und bestätigen die Unverletzlichkeit ihrer 

gemeinsamen Grenzen. Nunmehr war jede Debatte über Ansprüche Russlands 

auf die Halbinsel oder nur auf das Gebiet von Sewastopoló ohne politische 

Relevanz.  

   
Der Wille zu freundschaftlicher und partnerschaftlicher Zusammenarbeit 

manifestierte sich in einer weiteren Vereinbarung, die ebenfalls im Mai 1997 

geschlossen wurde. Moskau pachtete den Flottenst¿tzpunkt Sewastopoló der 

ehemaligen sowjetischen Schwarzmeerflotte für 20 Jahre. Die Laufzeit des 

Pachtvertrages wurde 2010 vorzeitig um 25 Jahre bis 2042 verlängert. Zwar 

verbietet Art. 17 der ukrainischen Verfassung die Unterhaltung ausländischer 

Militärstützpunkte auf dem Territorium des Landes. In Nr. 14 ihrer 

Übergangsbestimmungen wird diese Aussage jedoch dahingehend relativiert, 

dass die Nutzung vorhandener Militäreinrichtungen für den zeitweiligen 

Aufenthalt ausländischer Militärverbände auf dem Wege der Pacht möglich ist.  

   

Als eine schwierige Angelegenheit hat sich die Aufteilung der Schiffseinheiten 

der ehemaligen sowjetischen Flotte auf die beiden Nachfolgestaaten erwiesen, 

dabei ist es zu manchen Auseinandersetzungen gekommen. Letztlich ist das 

Gros der Kriegsschiffe von Russland, der Rest von der Ukraine übernommen 

worden.
164

 Heute liegt eine beachtliche Zahl moderner Kriegsschiffe unter 

russischer Flagge im Hafen von Sewastopoló vor Anker. Der Stützpunkt mit 

allen seinen Infrastruktureinrichtungen sichert eine große Zahl von 

Arbeitsplätzen, die nach wie vor für die Stadt und ihr Umland unverzichtbar 

sind.  

 

 

                                                 
163

 Die Volksvertretung in Kiew hat dem Vertragswerk erst im Januar 1998 zugestimmt. Im 

folgenden Dezember stimmte das Parlament und schließlich im Februar 1999 auch der 

Föderationsrat in Moskau zu (vgl. Tscherkassowa (Anm. 100), S. 5f.).  
164

 Nach einem russisch-ukrainischen Abkommen vom Juni 1995 sollte der Schiffsbestand der 

Schwarzmeerflotte im Verhältnis 50:50 zwischen beiden Parteien aufgeteilt werden, es 

handelte sich um rund 840 Einheiten. Zur Begleichung ukrainischer Schulden fiel letztlich ein 

erheblicher Teil der ukrainischen Quote an Moskau, so dass im Ergebnis eine Aufteilung des 

Bestands im Verhältnis von etwa 80:20 erfolgte. Anlagen und Objekte des Marinestützpunkts 

gingen an beide Seiten je zur Hälfte (vgl. Luchterhandt (Anm. 152), S. 66; Tscherkassowa 

(Anm. 100), S. 5).  
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                                      Der Euro-Maidan und die Folgen 
 

        

Die politische Situation in der Ukraine sollte sich ab November 2013 

grundlegend ändern. Gegen Ende des Monats ist es zu Protestkundgebungen 

gegen den ukrainischen Staatspräsidenten Wiktor F. Janukowiļ und seine 

Regierung gekommen, nachdem dieser sich mit Hinweis auf die engen 

wirtschaftlichen und politischen Beziehungen seines Landes zu Russland 

geweigert hatte, ein geplantes Assoziierungsabkommen mit der Europäischen 

Union zu unterzeichnen. Die anfänglichen Demonstrationen weiteten sich zu 

einer Protestbewegung aus (Euro-Maidan). In der Konfrontation mit der 

Staatsmacht kam es zu Gewalttätigkeiten und massiven Einschränkungen des 

öffentlichen Lebens, schließlich zum bewaffneten Aufruhr.
165

 Die Ereignisse 

fanden ihren Höhepunkt im Februar 2014.
166

 Führende Köpfe in den Reihen der 

Maidan-Bewegung verweigerten die Zustimmung zu einem mit dem 

ukrainischen Staatsoberhaupt ausgehandelten Kompromiss, der u.a. vorzeitige 

Präsidentschaftswahlen und die Bildung einer Regierung der Nationalen Einheit 

vorsah. An eine Umsetzung der Vereinbarung war nun nicht mehr zu denken. 

Getragen von den Aktivisten auf der Straße beschloss das ukrainische Parlament 

in der Nacht zum 22. Februar den Sturz des Präsidenten,
167

 der sich zu diesem 
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 Über die Zahl der Teilnehmer an den Demonstrationen und gewalttätigen 

Auseinandersetzungen in diesen Monaten, gegen und f¿r Janukowiļ, lªsst sich keine seriºse 

Aussage machen. Die publizierten Zahlen sind in hohem Maße als politische Zahlen zu 

werten, ihre Spanne ist extrem breit.   
166

 Offenkundig hat der Westen politischen Einfluss genommen zugunsten der Maidan-

Bewegung, der über öffentliche ï verbale und symbolische ï Unterstützung weit hinausging. 

Nikolaj J. Azarow, früherer ukrainischer Ministerpräsident unter Janukowiļ, berichtet, dass 

der Vizepräsident der USA im Dezember 2013 der Kiewer Führung für den Fall einer 

Zwangsräumung des Maidan, die angesichts der Gewalt auf den Straßen angekündigt worden 

war, ĂStrafeñ angedroht habe (vgl. Ukraine (Anm. 126), S. 38).   
167

 Für die Absetzung stimmten 317 von 331 anwesenden Abgeordneten (vgl. Chronik, in: 

ukraine-analysen, Nr. 128, 2014, S. 31), das Parlament hat 450 Mitglieder. Das Verfahren zur 

Absetzung des Präsidenten war willkürlich, es entsprach nicht annähernd den Anforderungen 

der ukrainischen Verfassung. Danach kann der Staatspräsident nur mit dem Vorwurf, einen 

Staatsverrat oder ein anderes Verbrechen begangen zu haben, in einem komplizierten, 

mehrstufigen Verfahren unter Einschaltung der Justiz vom Parlament mit einer Mehrheit von 

drei Vierteln seiner gesetzlichen Mitglieder seines Amtes enthoben werden (Art. 111). 
Die politische Relevanz des Amtes verdeutlicht die Tragweite des Verfassungsbruchs. Die 

ukrainische Verfassung gibt ein semipräsidentielles Regierungssystem vor. Der Präsident 

wird von der Bevölkerung direkt gewählt, das stärkt seine demokratische Legitimation und 

politische Stellung. Im Gegensatz zum Präsidenten in parlamentarischen Regierungssystemen 

verfügt er über eine Reihe politisch wichtiger Kompetenzen. So ist der ukrainische Präsident 

Garant der staatlichen Souveränität, der territorialen Integrität des Landes und der Einhaltung 

der ukrainischen Verfassung sowie die Menschen- und Bürgerrechte. Die Außenpolitik steht 

unter seiner Führung. Er hat das Recht, Dekrete zu erlassen. Schließlich ist er befugt, das 
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Zeitpunkt schon auf der Flucht befand. In einer Videobotschaft von 

unbekanntem Ort aus erklärte Janukowiļ, dass er nicht vom Amt des 

Präsidenten zurücktrete.
168

 Die Vorgänge stellten einen Staatsstreich dar, 

durchgeführt vom Parlament. Es war offensichtlich, dass es sich um einen 

verfassungswidrigen, unter völlig irregulären Umständen vollzogenen 

Machtwechsel handelte. Das hinderte die Länder der Europäischen Union und 

die USA nicht daran, die veränderten Verhältnisse unverzüglich 

anzuerkennen.
169

 Damit war die politische Position der neuen, prowestlichen 

Machthaber gefestigt. 

 

Unmittelbar nach der Beseitigung des Präsidenten aus dem Amt befasste sich 

die Volksvertretung mit der Sprachenfrage in der Ukraine, ein in dem 

postsowjetischen Land emotional hoch besetztes Thema. Die Mehrheit des 

Parlaments stimmte für die Aufhebung des seit 2012 geltenden 

Sprachengesetzes, das auf regionaler Ebene den Gebrauch einer anderen 

Sprache neben Ukrainisch als öffentliche Verkehrssprache anerkannte, sofern 

sie von mindestens 10% der ansässigen Bevölkerung gesprochen wurde. Jetzt 

sollte die liberale Regelung wegfallen und Ukrainisch als Staatssprache stärker 

in den Vordergrund treten. Zweifellos war der Schritt, der formal in Einklang 

mit der Verfassung stand,
170

 allein gegen die im Lande weit verbreitete russische 

Sprache gerichtet. Sonstige in der Ukraine gesprochene Sprachen haben bei 

weitem nicht die Verbreitung und den politischen Stellenwert. 

   
Mit ihrer Entscheidung ernteten die Kiewer Machthaber heftigen Protest unter 

der Bevölkerung. Sie hatten zum Ausdruck gebracht, dass es ihnen ein 

dringendes, keinen Aufschub duldendes Anliegen war, die Bedeutung des 

Russischen im öffentlichen Leben des Landes und die Bindungen zu Russland 

herabzustufen. Angesichts der politisch angespannten Lage, in der es vorrangig 

um die wirtschaftliche und soziale Stabilisierung des Landes gehen musste, war 

das ein verheerendes Signal. Die neue Führung kam nicht umhin, schnell den 

R¿ckzug anzutreten. Der ĂInterimsprªsidentñ Oleksandr W. Turļinow legte sein 

                                                                                                                                                         

Parlament unter bestimmten Voraussetzungen vorzeitig aufzulösen (vgl. Bos, Ellen: Das 

politische System der Ukraine, in: Ismayr, Wolfgang (Hrsg.), Die politischen Systeme 

Osteuropas, 3. Aufl., Wiesbaden 2010, S. 535f.). 
168

 Vgl. Simon, Gerhard: Zusammenbruch und Neubeginn. Die ukrainische Revolution und 

ihre Feinde, in: Osteuropa, Jg. 64, H. 5-6, 2014, S. 17. 
169

 Vgl. Chronik (Anm. 167), S. 31f.  
170

 Schon im Oktober 1989 hatte der Oberste Sowjet in Kiew die ukrainische Sprache zur 

alleinigen Staatssprache im ganzen Land, unter Einschluss der Krim, erklärt. Dem Russischen 

wurde der Rang einer Minderheitensprache und einer Sprache der Ăinterethnischen 

Kommunikationñ zugewiesen (vgl. Zofka (Anm. 84), S. 106). Die ukrainische Verfassung 

von 1996 wiederholt die Aussage zur Stellung des Ukrainischen. Die russische Sprache nennt 

sie nur noch im Kontext der Sprachen der nationalen Minderheiten, ihr Gebrauch und ihr 

Schutz werden garantiert (Art. 10).  
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Veto gegen den Parlamentsentscheid ein, so dass die Regelung von 2012 in 

Kraft blieb.
171

 Der politische Schaden jedoch, den das Parlament mit seinem 

forschen Vorgehen verursacht hatte, ließ sich damit nicht mehr beheben. 

 

Im Kreml hat man erwartungsgemäß mit Protest auf die ganze Entwicklung in 

Kiew reagiert. Die Maidan-Bewegung und die illegale, durch einen Umsturz 

erfolgte Machtübernahme durch die Regierungsgegner wurden verurteilt und der 

Westen als Förderer der Ereignisse, wenn nicht als Spiritus Rector des 

Geschehens bezeichnet. Es habe sich um ein gegen Russland gerichtetes 

Komplott gehandelt.
172

 Heftige Kritik kam von Seiten der abgesetzten 

ukrainischen Regierung. Den USA wurde vorgeworfen, tief in die Kiewer 

Geschehnisse im Winterhalbjahr 2013/14 verstrickt gewesen zu sein.
173

 Für den 

Westen dagegen war der Regierungswechsel Ausdruck des Volkswillens.
174

 

 

Auf der Krim sind die Vorgänge in der ukrainischen Hauptstadt aufmerksam 

registriert worden. Im Januar 2014 hat es auf der Peninsula Demonstrationen 

gegeben, die sich nicht nur gegen die Maidan-Bewegung, sondern auch gegen 

die NATO und die Europäische Union richteten. Ganz im Sinne der Moskauer 

Linie hat man den Westen der ĂMittªterschaftñ bei der Destabilisierung des 

politischen Systems der Ukraine bezichtigt.
175

 Das Parlament in Simferopoló 

verabschiedete eine Erklärung, in der ein Referendum über die Unabhängigkeit 

der Halbinsel angekündigt wurde, sollten die ĂAnhªnger Banderasñ
176

 in der 
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 Vgl. Kulyk (Anm. 132), S. 229.  
172

 Vgl. Kappeler (Anm. 121), S. 351f.     
173

 Ukraine (Anm. 126), S. 47, 116f. 
174

 Vgl. Heintze, Hans-Joachim: Völkerrecht und Sezession ï Ist die Annexion der Krim eine 

zulässige Wiedergutmachung sowjetischen Unrechts?, in: Humanitäres Völkerrecht, 27. Jg., 

3/2014, S. 133.  
175

 Vgl. Kent (Anm. 96), S. 155. 
176

 Stepan Bandera (1909ï1959) war ein führender Vertreter des ukrainischen Nationalismus, 

der für einen unabhängigen ukrainischen Staat kämpfte. Seine Rolle vor und während des 

Zweiten Weltkriegs ist bis heute sehr umstritten. In der Westukraine verehrt man ihn 

verbreitet als Nationalhelden, in der Ostukraine, Polen, Russland und auch in Israel gilt er 

vielen als Nazi-Kollaborateur und Massenmörder. Ihm und seinen Kampfverbänden werden 

Gräueltaten vorgeworfen, die Tausenden das Leben gekostet haben. Zeitweise arbeitete er mit 

dem nationalsozialistischen Deutschland zusammen. Das ambivalente Verhältnis zwischen 

ihm und den Nazis kommt in der Tatsache zum Ausdruck, dass er mehrere Jahre als 

sogenannter ĂEhrenhªftlingñ in einem deutschen Konzentrationslager eingesessen hat, bevor 

er im Herbst 1944 entlassen wurde. Nach dem Krieg floh Bandera nach München, wo er 1959 

von einem Agenten des sowjetischen Geheimdienstes ermordet wurde (vgl. Bruder, 

Franziska: Kollaboration oder Widerstand? Die ukrainischen Nationalisten während des 

Zweiten Weltkrieges, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft, 54. Jg., H. 1, 2006, S. 44; 

Lauterbach, Reinhard: Gegen Polen, Juden und Russen. Die Geschichte des ukrainischen 

Nationalismus, in: Thoden, Ronald/ Schiffer, Sabine (Hrsg.), Ukraine im Visier. Russlands 

Nachbar als Zielscheibe geostrategischer Interessen. Frankfurt am Main 2014, S. 10ff.). 
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Ukraine an die Macht kommen. Unter keinen Umständen würde man 

ĂExtremisten und Neonazisñ das Feld ¿berlassen.
177

 

 

Der erfolgreiche Staatsstreich in Kiew leitete dann eine neue Phase auf der 

Halbinsel ein. Es kam nun zu Massenprotesten in der Hafenstadt Sewastopoló, 

die sich rasch ausdehnten. Am 26. Februar eskalierte die Situation vor dem 

Parlament in Simferopoló, wo Anhänger und Gegner der neuen Kiewer 

Machthaber mit Gewalt gegeneinander vorgingen. Das Lager der Gegner 

protestierte gegen die Ăkalteñ Entmachtung des Staatspräsidenten, dessen Partei 

der Regionen auf der Krim einen starken Rückhalt hatte, und brachte seine 

ablehnende Haltung gegenüber führenden Akteuren des Umsturzes zum 

Ausdruck, die nach verbreiteter Überzeugung rechtsextremistischen oder 

faschistischen Organisationen zuzuordnen waren. Vor diesem Hintergrund 

musste der Euro-Maidan bei den Menschen, in deren Bewusstsein die 

Erfahrungen des Zweiten Weltkriegs tief verankert sind, blankes Entsetzen 

hervorrufen. Die traditionell positive Einstellung zum ĂWestenñ in einigen 

Gesellschaftskreisen, die von der sowjetischen Führung besonders in der 

Frühphase des Kalten Krieges vehement aber wenig erfolgreich bekämpft 

worden ist,
178

 hat angesichts seiner Unterstützung für die Maidan-Bewegung 

und den Umsturz manche Risse bekommen. 

 

Auf den Straßen der Halbinsel erschienen Bewaffnete in Uniform, die keine 

Hoheits- oder Rangabzeichen trugen. Allem Anschein nach waren die Ăgr¿nen 

Mªnnchenñ russische Soldaten. Es handelte sich um Angehörige der russischen 

Marinebasis Sewastopoló, verstärkt durch Zusatzkräfte, die von ihren Standorten 

in Russland auf die Krim verlegt worden waren.
179

 Es ist in diesen Tagen zu 

                                                 
177

 Vgl. Range, Sebastian: Rückkehr zu Russland? Über die absehbare Sezession der Krim, in: 

Thoden, Ronald/ Schiffer, Sabine (Hrsg.), Ukraine im Visier. Russlands Nachbar als 

Zielscheibe geostrategischer Interessen. Frankfurt am Main 2014, S. 163f.   
178

 Bezeichnend dafür ist eine Rede von Wjaļeslaw M. Molotow von 1947, seinerzeit 

sowjetischer Außenminister, in der er ausf¿hrt: ĂBei uns haben sich noch nicht alle von der 

Unterwürfigkeit und Servilität vor dem Westen, vor der kapitalistischen Kultur befreit. Nicht 

umsonst waren die herrschenden Klassen des alten Russlands oft in einer großen geistigen 

Abhängigkeit von den in kapitalistischer Hinsicht höher entwickelten Staaten Europas 

befangen. Das machte es möglich, in gewissen Kreisen der alten Intelligenz das sklavische 

Gefühl der Minderwertigkeit und geistigen Abhängigkeit von den bürgerlichen Ländern 

Europas zu pflegen. Man kann kein echter Sowjetbürger sein, ohne sich von diesen 

beschämenden Überbleibseln befreit zu haben.ñ (Molotow, W.M.: Der 30. Jahrestag der 

großen Sozialistischen Oktoberrevolution. Rede auf der Festsitzung des Moskauer Sowjets am 

6. November 1947. Berlin 1947, S. 29; vgl. auch Oberländer (Anm. 130), S. 93ff.).  
179

 Putin hat in einer Rede (Anm. 103) die Entsendung zusätzlicher Soldaten freimütig 

eingerªumt mit den Worten: ĂJa, es stimmt, wir haben unsere Truppen vor Ort verstärkt, aber 

dabeié haben wir noch nicht einmal unsere vertraglich festgelegte maximale Truppenstärke 

auf der Krim überschritten, die bei 25.000 Mann liegt; das war gar nicht nºtigñ (S. 92). Die 
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keinen bewaffneten Zusammenstößen zwischen ihnen und dem auf der Krim 

stationierten ukrainischen Militär gekommen. Letzteres wurde abgezogen, 

soweit seine Angehörigen überhaupt noch zur blaugelben Fahne standen. Nach 

Angaben des ukrainischen Verteidigungsministeriums ist rund die Hälfte seiner 

Soldaten auf die russische Seite übergewechselt.
180

 Für Kiew war das eine herbe 

politische Niederlage.      

  

Begleitet von lautstarken Forderungen der Straße nach einem Referendum, das 

den Weg für einen Anschluss der Peninsula an Russland freimachen sollte, 

wurde am 27. Februar in einer Sondersitzung der Volksvertretung in 

Simferopoló, zu der nicht alle Abgeordneten Zutritt bekamen,
181

 der regionale 

Regierungschef abgesetzt und durch einen dezidiert pro-russischen Politiker 

ersetzt. Außerdem beschlossen die Parlamentarier erwartungsgemäß die 

Durchführung eines Referendums über den zukünftigen Status der Krim. Zuvor 

hatten bewaffnete Kräfte das Parlamentsgebäude und den Sitz der 

Regionalregierung besetzt und die russische Fahne gehisst. Die neue ukrainische 

Regierung bezeichnete den Machtwechsel in Simferopoló und die nunmehr 

offiziell  zum Programm erhobene Volksabstimmung als illegal. Ihre Einwände 

und Proteste blieben folgenlos, Kiew war die Kontrolle über die Halbinsel 

entglitten.  

 

Das umstrittene Referendum fand am 16. März statt, das sich mit zwei Fragen 

an die stimmberechtigte Bevölkerung wandte: 

 

1. Sind Sie für eine Wiedervereinigung der Krim mit Russland mit den 

Rechten eines Subjekts der Russländischen Föderation? 

2. Sind Sie für die Wiederherstellung der Gültigkeit der Verfassung der 

Republik Krim von 1992 und für den Status der Krim als Teil der 

Ukraine?
182

 

        

Der Fragenkatalog ließ den Abstimmenden nicht die Möglichkeit, für den 

Status-quo zu votieren. Man konnte nur mit einem beliebigen Zeichen eine 

positive Antwort auf eine der beiden Fragen geben und damit die vorgegebene 

Alternative ablehnen. Die politische Atmosphäre dieser Tage ließ gar kein 

anderes Ergebnis als die überwältigende Zustimmung zur ersten Frage erwarten. 

                                                                                                                                                         

Soldaten nahmen allerdings Sicherungsfunktionen wahr, die über ihre vertragliche Rolle 

hinausgingen.   
180

 Vgl. Wipperfürth, Christian: Die Ukraine im westlich-russischen Spannungsfeld. Die 

Krise, der Krieg und die Aussichten. Opladen 2015, S. 41. Nach Angaben des russischen 

Generalstabs haben sogar rund 13.700 der 18.000 auf der Krim stationierten ukrainischen 

Soldaten die Seite gewechselt (vgl. Range (Anm. 177), S. 170).  
181

 Vgl. Referendum über den Status der Krim, S.2, 

https://de.wikipedia.org/wiki/Referendum_%C3%BCber_den_Status_der_Krim 
182

 Vgl. Referendum (Anm. 181), S. 4. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Referendum_%C3%BCber_den_Status_der_Krim
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Bei einer Beteiligung von 83,1% der Stimmberechtigten
183

 haben sich knapp 

96,8% für den Anschluss der Halbinsel an die Russländische Föderation 

entschieden, nur rund 3,5% votierten für die Verfassung von 1992 und damit für 

die Zugehörigkeit zur Ukraine.
184

 Das Votum brachte historische und ethnisch-

kulturelle Zusammengehörigkeit, nicht zuletzt aber auch wirtschaftliche 

Hoffnungen zum Ausdruck. Man erwartete nun nicht nur höhere Bezüge für die 

sehr zahlreichen Rentner auf der Halbinsel, sondern einen allgemein höheren 

Lebensstandard. 

 

Es kann unterstellt werden, dass die politische Führung Russlands gut über die 

Entwicklung der Ereignisse im Zuge des Euro-Maidan informiert war und über 

informelle oder geheime Kontakte in Verbindung mit seinen leitenden Köpfen 

und ihren Unterstützern stand. Vor diesem Hintergrund ist bemerkenswert, dass 

Putin nach dem Machtwechsel im Nachbarland wiederholt seine politische 

Strategie kurzfristig korrigierte. Den Termin für das Referendum auf der Krim 

hat man zweimal vorverlegt. Zunächst war es für den 25. Mai 2014 vorgesehen, 

zeitgleich mit der in Aussicht genommenen Neuwahl eines Staatspräsidenten in 

der Ukraine. Dann sollte die Abstimmung am 30. März stattfinden, schließlich 

wurde sie Mitte März durchgeführt. Womöglich zielte die Politik des Kreml 

anfangs darauf ab, die Zukunft der Halbinsel als Verhandlungsmasse 

einzubringen, um vom Westen und von den neuen Machthabern in Kiew 

Zugeständnisse zur Wahrung russischer Interessen zu erhalten.
185

 Für Russland 

ist es von elementarer Bedeutung, dass die Ukraine nicht zum geo-strategischen 

Pfeiler der USA wird. Moskau muss auch daran gelegen sein, dass der im 

Nachbarland lebenden Bevölkerung russischer Nationalität politischer Einfluss 

gesichert bleibt. Sollte zunächst ein Verständigungsversuch gemacht worden 

sein, dessen Erfolgsaussichten aber immer geringer wurden, war es im 

russischen Interesse, den Abstimmungstermin entsprechend dem 

Verhandlungsverlauf vorzuverlegen, um so schneller Fakten zu schaffen.   

  

Die Regierenden auf der Krim haben am 18. März, zwei Tage nach dem 

Referendum und gut drei Wochen nach dem Machtwechsel in Kiew, die 

Autonome Republik zum unabhängigen Staat erklärt. Der Schritt fiel umso 

leichter, als mit dem Autonomiestatus schon gewisse Voraussetzungen dafür 

geschaffen worden waren; es bestand bereits eine politische und administrative 

Organisationsstruktur als Basis für ein selbständiges Staatswesen. Am selben 

Tag hat Moskau mit Simferopoló einen Vertrag über die Aufnahme der 

Peninsula in die Russländische Föderation geschlossen.
186

 Der Form nach ging 

                                                 
183

 Man darf davon ausgehen, dass vor allem die Krimtataren dem Urnengang ferngeblieben 

sind. 
184

 Vgl. Referendum (Anm. 181), S. 5. 
185

 Vgl. Wipperfürth (Anm. 180), S. 37. 
186

 Vgl. Kappeler (Anm. 121), S. 354.  
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die Initiative dazu von der Krim aus. Die Liste der Föderationssubjekte in Art. 

65 der russländischen Verfassung ist um zwei neue Subjekte erweitert worden: 

die Republik Krim und davon getrennt die Stadt Sewastopoló, der man föderalen 

Rang zuerkannt hat. Beide haben sich bereits im April 2014 eine Verfassung 

bzw. ein (verfassungsgleiches) Statut gegeben.
187

 In beiden Gesetzeswerken 

wird das jeweilige Territorium als unveräußerlicher Teil der Russländischen 

Föderation bezeichnet. 

 

Die Regierung in Moskau sieht in dem ganzen Vorgang keine Verletzung des 

Völkerrechts, für sie hat die Bevölkerung der Krim lediglich das 

Selbstbestimmungsrecht wahrgenommen, wie es in der Charta der Vereinten 

Nationen verankert ist. Der Westen wird dagegen nicht müde, von einer 

Annexion und damit von einem völkerrechtswidrigen Akt zu sprechen. In der 

Bevölkerung Russlands hat die Wiedervereinigung mit der Halbinsel allen 

internationalen Protesten zum Trotz breite Zustimmung gefunden,
188

 aus ihrer 

Sicht war damit der historischen Gerechtigkeit genüge getan. Mit dem gängigen 

Schlagwort ĂKrym naġ!ñ (die Krim gehºrt uns!) wurde der Anspruch auf das 

Gebiet offensiv zum Ausdruck gebracht und die Transfer-Entscheidung von 

1954 in den Orkus einer unseligen Epoche verbannt.   

 

 

     Die Krim: Zahl der Einwohner und ethnische Zusammensetzung (in %)                                              

 

                                        1917     1939     1989     2001    2014*  

Bevölkerung 

insgesamt 

  749.800 1.123.800 2.430.500   2.401.200 2.284.800 

Russen    41,2% 49,6%  67,1%     60,68%     67,90% 

Ukrainer         8,6    13,7     25,8       24,12      15,68  

Weißrussen                    1,47          0,99    

Juden         6,4      5,8 0,7        0,23      0,14        

                                                 
187

 Konstitucija Respubliki Krym. Prinjataé 11 aprelja 2014 goda [Verfassung der Republik 

Krim. Angenommené am 11. April 2014], http://rk.gov.ru/rus/info.php?id=623228; Ustaw 

goroda Sewastopolja. Zakon ot 14 aprelja 2014 [Statut der Stadt Sewastopoló. Gesetz vom 14. 

April 2014], https://sevzakon.ru/view/laws/bank/aprel_2014/ustav_goroda_sevastopolya/ 

Die Russländische Föderation gliedert sich in unterschiedliche Föderationssubjekte: 

Republiken, Regionen, Gebiete, Städte mit föderalem Rang, ein autonomes Gebiet und 

autonome Bezirke. Nach der Verfassung des Bundes sind die Subjekte gleichberechtigt (Art. 

5). 
188

 Nach den Ergebnissen einer Umfrage eines russischen Meinungsforschungsinstituts vom 

Fr¿hjahr 2015 bejahten 88% der befragten Russen die ĂVereinigung der Krim mit Russlandñ, 

von ihnen waren 55% Ădefinitiv daf¿rñ und 33% Ăeher daf¿rñ. Nur 2% sprachen sich 

Ădefinitiv dagegenñ und 8% Ăeher dagegenñ aus (vgl. Hofbauer, Hannes: Feindbild Russland. 

Geschichte einer Dämonisierung. Wien 2016, S. 192).   

http://rk.gov.ru/rus/info.php?id=623228
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Tataren                       0,57     2,05 

Polen          0,8      0,5       0,3             0,19        0,13        

Krimtataren       28,7    19,4       1,6      10,26     10,57 

Moldauer                   0,19            0,14 

Armenier          1,6      1,1               0,42       0,50 

Griechen           2,9      1,8       0,1        0,13             0,13        

Deutsche           4,9      4,5               0,12                     0,08        

Bulgaren           1,4      1,4                0,10                            0,09        

Sonstige      3,5      2,2  4,4     1,52      1,60 

*unter Einschluss von Sewastopoló 

Quelle: Naselenije Kryma i Sewastopolja [Bevölkerung der Krim und von Sewastopoló], S. 

5f. www.statdata.ru 

  

 

In der Folgezeit ist die Peninsula Zug um Zug in die staatlichen und 

gesellschaftlichen Strukturen des postsowjetischen Bundesstaates integriert 

worden. Im gesamten Beitrittsgebiet wurden die Gesetze der Föderation in Kraft 

gesetzt, ihre Staatsbürgerschaft übernommen
189

 und der Rubel als 

Zahlungsmittel eingeführt. Moskau hat die Halbinsel, die von den westlichen 

Sanktionen gegen Russland mit betroffen ist, zur Sonderwirtschaftszone erklärt, 

um den ökonomischen Übergang zu erleichtern. Vorrangiges Ziel der Politik 

muss es in den nächsten Jahren sein, die Lebensumstände auf der Krim durch 

Stabilisierung der Wirtschaft zu verbessern und das interethnische Verhältnis 

zwischen russischer resp. slawischer Mehrheit einerseits und Krimtataren 

andererseits nachhaltig zu entspannen. Symbolisch für die politischen 

Veränderungen steht der Bau einer Brücke von der Halbinsel über die Straße 

von Kertsch nach Taman (Region Krasnodar). Das kostenträchtige Projekt ist 

die Alternative für die Landverbindung zwischen der Krim und Russland über 

ukrainisches Territorium. 
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 Kappeler (Anm. 121) merkt an, dass man auch ukrainischer Staatsbürger bleiben kann, 

was aber erhebliche Nachteile zur Folge habe (S. 354).  


